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Anlage 


Antworten 

zu der Kleinen Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Dr. Vogel 
(Speyer), Frau Blohm, Dr. Wörner, Dr. Geißler und Genossen 

— Drucksache V/1162 — 
betr. Berufsausbildung 


1. Für welche Berufe bestehen in der Bundesrepublik 1 
vollzeitliche Berufsfachschulen? i 

I 

Bei der Berufsfachschule handelt es sich nicht um j 
eine nach ihrer inneren und äußeren Organisation ! 
einheitliche Schulform. Als Berufsfachschulen gelten ! 
im allgemeinen freiwillig besuchte Vollzeitschulen 
von ein- bis dreijähriger Dauer, die der betrieblichen 
Berufsausbildung vorausgehen oder sie ganz oder 
teilweise ersetzen. Der Besuch einer Berufsfach- 
schule setzt entweder das Abschlußzeugnis der 
Volksschuloberstufe (Hauptschule), das Abschluß- 
zeugnis einer Realschule (Mittelschule) oder ein 
gleichwertiges Zeugnis voraus. Im Gegensatz zur 
Berufsschule (Teilzeitschule) erteilt die Berufsfach- 
schule ganztägigen Unterricht, in der Regel verbun- 
den mit berufspraktischer Unterweisung. 

Das Berufsfachschulwesen weist eine Vielfalt von 
Formen auf. Schwerpunktmäßig ist folgende Ein- 
teilung möglich: 

1. Berufsfachschulen, die lediglich auf eine betrieb- 
liche Lehre vorbereiten. Dieser Typ soll der Be- 
rufsfindung, der Berufswahl und der allgemeinen 
Vorbereitung auf das Arbeitsleben dienen. 

2. Berufsfachschulen, die nur einen Teil der betrieb- 
lichen Lehre ersetzen, häufig das erste Lehrjahr. 
Zur Frage der Anrechnung auf die Lehrzeit siehe 
Antwort zu Frage 3. 

3. Berufsfachschulen, die eine betriebliche Lehre 
voll ersetzen. Sie stellen eine Verbindung von 
praktischer und theoretischer Berufsausbildung 
dar. Die Abschlußprüfung wird entweder von 
dem zuständigen Prüfungsausschuß der Kammer 
abgenommen oder ist als Schulprüfung der Lehr- 
abschlußprüfung gleichgestellt. 


Nach der letzten Veröffentlichung des Statisti- 
schen Bundesamtes (Statistisches Jahrbuch 1966, 
Seite 97) bestanden 1964 im Bundesgebiet einschließ- 
lich Berlin 

1 B64 Berufsfachschulen mit 

6 288 Klassen, 

7 699 hauptamtlichen Lehrern und 

153 752 Vollschülern (davon 97 552 weiblich). 

Von den Berufsfachschulen waren zu diesem Zeit- 
punkt Schulen für 

Landwirtschaftliche, industrielle, handwerkliche 
und technische Berufe 242 mit 12 205 Schülern 
(davon 3752 weiblich) 

Handels- und Gaststättenberufe 836 mit 106 580 
Schülern (davon 59 186 weiblich) 

Haushaltungs-, Kinderpflege-, Körperpflege- 
und Frauenberufe 761 mit 33 840 Schülern 
(davon 33 693 weiblich) 

Künstlerische Berufe 25 mit 1127 Schülern (davon 
921 weiblich). 

Eine Aufgliederung nach Berufen gibt Anlage 1, 
nach regionaler Streuung Anlage 2. 

2. In welchem Umfang wird in Industrie, Handel und 
Handwerk betrieblich und sdiulisch ausgebildet? 

In welchem Umfang Berufsfachschulen besucht 
werden, ergibt sich aus der Antwort zu Frage 1. Da- 
nach gab es im Jahre 1964 153 752 Berufsfachschüler 
(davon 97 552 weiblich). 

Demgegenüber standen 1964 und 1965 in betrieb- 
licher Berufsausbildung — mit begleitender Berufs- 
schule — 


Ausbildungsberufe 

1964 

1965 

Lehrlinge 

j Anlernlinge 

Lehrlinge 

1 Anlernlinge 

Insgesamt 

1 254 024 

43 705 

1 288 254 

43 684 

davon weiblich 

429 298 

40 083 

444 802 

40 343 

Industrielle Ausbildungsberufe 

240 122 

13 213 

243 859 

13 747 

davon weiblich 

18 207 

10 501 

19 547 

10 875 

Kaufmännische Ausbildungsberufe .... 

465 618 

22 539 

468 898 

22 455 

davon weiblich 

281 121 

21 733 

282 859 

21 940 

Ausbildungsberufe im Handwerk 





(einschließlich kaufmännische) 

450 781 

2 064 

465 931 

2 108 

davon weiblich 

98 782 

1 960 

99 689 

2 023 
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Die Gesamtzahl der vorstehenden Tabelle umfaßt 
außer Industrie, Handel und Handwerk die sonsti- 
gen Ausbildungsbereiche z. B. Hauswirtschaft, Land- 
wirtschaft, Bundespost, Bundesbahn usw. Von den 
Lehrlingen im Handwerk entfielen auf kaufmänni- 
sche Berufe 1964 15 946, 1965 17 566. 

Bei einer Gegenüberstellung der Lehr- und An- 
lernlinge und der Berufsfachschüler ergibt sich für 
1964 folgendes; 


Ausbildungsberufe 

Lehr- und 
Anlernlinge 

Berufsfach- 

schüler 

zusammen 

absolut 1 V. H. 

absolut 1 v. H. 

absolut 1 v. H. 

Gewerblich-technische 

(industrielle und handwerkliche) 

Kaufmännische 

706 180 98,7 

488 157 83,0 

9 482 1,3 

100 433 17,0 

715 662 100 

588 590 100 



Im Bereich der gewerblich-technischen Ausbildung 
fällt der Anteil der Berufsfachschüler mit 1,3 v. H. 
kaum ins Gewicht, während im kaufmännischen Be- | 
reich der Anteil der Berufsfachschüler mit rund 
einem Fünftel aller Ausbildungsverhältnisse von 
größerer Bedeutung ist. Wie viele der Absolventen 
von Berufsfachschulen noch in ein betriebliches Aus- 
bildungsverhältnis eintreten, ist statistisch nicht er- 
faßt. 

Wie sich aus Anlage 2 ergibt, ist die schwerpunkt- 
mäßige Streuung der Berufsfachschule jedoch unter- 
schiedlich. Bei den gewerblich-technischen Berufs- 
fachschulen ist ein Schwergewicht in den Ländern 
Baden-Württemberg, Niedersachsen und Nordrhein- 
Westfalen festzustellen; das gilt ähnlich auch für die 
kaufmännischen Berufsfachschulen. 

3. In welchem Umfang und auf welcher Rechtsgrund- 
lage wird der Besuch von Berufsfachschulen auf die 
betriebliche Ausbildung angerechnet? 

Als Rechtsgrundlage für die Anrechnung eines 
Berufsfachschulbesuchs auf die Lehrzeit kommen in 
Betracht: 

1. Für handwerkliche Lehrberufe 

a) § 35 Abs. 1 Handwerksordnung — Hv/O — 
(Bundesgesetzbl. 1966 I S. 1). Danach kann die 
Handwerkskammer auf Antrag genehmigen, daß 
in einem Lehrvertrag eine kürzere als die nach 
§ 34 Abs. 1 Satz 2 HwO festgesetzte Lehrzeit ver- 
einbart wird. 

b) Die Handwerkskammer kann nach § 35 Abs. 2 
HwO auf Antrag die Lehrzeit auch während der 
Laufzeit des Lehrvertrages abkürzen. 

c) § 35 Abs. 3 HwO. Danach kann die Handwerks- 
kammer auf Antrag vom Nachweis der Lehre 
zwecks Ablegung der Gesellenprüfung ganz oder 
teilweise befreien. Sie hat zu befreien, wenn der 
Antragsteller eine staatliche oder eine nach An- 
hörung der Handwerkskammer staatlich aner- 
kannte Lehrwerkstatt oder eine sonstige gewerb- 
liche Unterrichtsanstalt (das sind auch Berufs- ; 


fachschulen) mit Erfolg besucht hat. Die Landes- 
regierungen haben die Anrechenbarkeit für Lehr- 
werkstätten und Berufsfachschulen nach dieser 
Vorschrift geregelt (siehe Anlage 3). 

d) § 44 Abs. 1 HwO. Danach kann die oberste Lan- 
desbehörde im Benehmen mit der Handwerks- 
kammer Prüfungszeugnisse von Ausbildungs- 
stätten oder von Prüfungsbehörden den Zeug- 
nissen über das Bestehen der Gesellenprüfung 
gleichstellen, wenn in der Prüfung mindestens 
die gleichen Fertigkeiten und Kenntnisse nachge- 
wiesen werden müssen wie in der Gesellen- 
prüfung. Die obersten Landesbehörden haben die 
Gleichstellung auf dem Erlaß- oder Verordnungs- 
wege geregelt (siehe Anlage 4). 

Das vom Deutschen Handwerkskammertag er- 
arbeitete Muster für eine Allgemeine Lehrlingsord- 
nung enthält als Erläuterung zu den vorstehenden 
Vorschriften der Handwerksordnung, daß die Ver- 
einbarung einer verkürzten Lehrzeit im voraus bis 
höchstens ein Jahr insbesondere dann als vertretbar 
erachtet werden kann, wenn vor Beginn der Lehre 
das Abitur nachgewiesen wird. Ferner ist vorge- 
sehen, daß die Lehrzeit dann abzukürzen ist, wenn 
überdurchschnittliche praktische und fachtheoreti- 
sche Leistungen des Lehrlings nachgewiesen sind 
oder wenn durch eine vorausgegangene Lehrzeit in 
einem anderen Beruf die Abkürzung der Lehre ge- 
rechtfertigt erscheint. In diesem Falle sind für den 
Umfang der Verkürzung die Leistungen des Lehr- 
lings während der Lehre maßgebend. In der Regel 
soll eine solche Abkürzung ein Jahr nicht über- 
schreiten. 

Das Muster der Allgemeinen Lehrlingsordnung 
enthält ferner die Bestimmung, daß die Handwerks- 
kammer bei Befreiungen vom Nachweis der Lehre — 
sofern keine staatliche oder staatlich anerkannte 
Ausbildungsstätte mit Erfolg besucht wurde — unter 
Anhörung der Handwerksinnung zu prüfen hat, aus 
welchem Grunde kein Lehrvertrag abgeschlossen 
wurde und ob sich der Antragsteller mit Rücksicht 
auf sein Lebensalter und seine berufliche Tätigkeit 
genügend Erfahrungen uund Fertigkeiten angeeignet 
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hat, die eine Befreiung vom Nachweis der Lehre als , 
gerechtfertigt erscheinen lassen. 

Auf der Grundlage des genannten Musters wer- 
den von den 45 Handwerkskammern eigene Allge- i 
meine Lehrlingsordnungen erlassen, die zu ihrer 
Rechtsgültigkeit der Genehmigung durch die ober- 
sten Landesbehörden bedürfen. Das vom Deutschen 
Handwerkskammertag nach Abstimmung mit dem 
Deutschen Gewerkschaftsbund empfohlene Lehrver- \ 
tragsmuster sieht die Möglichkeit der Anrechnung 
einer schulischen Vorbildung ausdrücklich vor. 

2, Für andere Lehrberufe der gewerblichen Wirt- 
schaft 

Gesetzliche Vorschriften für die Anrechnung eines 
Berufsfachschulbesuchs auf die Lehrzeit gibt es für 
nichthandwerkliche Lehrberufe der gewerblichen 
Wirtschaft noch nicht mit Ausnahme von § 11 Abs. 1 
des Berliner Gesetzes zur Regelung der Berufsaus- 
bildung sowie der Arbeitsverhältnisse Jugendlicher 
vom 4. Januar 1951 (VOBl. I S. 40), der hestimmt, 
daß Ausbildungszeiten und eine schulische Ausbil- 
dung, die einem gleichen oder verwandten Ausbil- 
dungsziel dienten, auf ein Berufsausbildungverhält- j 
nis in angemessenem Umfang anzurechnen sind. Zur ' 
Durchführung dieser Vorschrift ist eine Verordnung i 
vom 13. Dezember 1952 erlassen worden, die Einzel- i 
heiten der Anrechnung regelt. ^ 

Von den beiden Landesgesetzen über die Berufs- I 
ausbildung in der Landwirtschaft (Bayern und Ba- j 
den-Württemberg) regelt lediglich § 16 des baden- 
württembergischen Gesetzes die Anrechnung. Da- 
nach beträgt die Lehrzeit 3 Jahre; in der — ■ vom zu- 
ständigen Ministerium zu erlassenden — Ausbil- | 
dungsordnung kann für Personen, bei denen nach 
Lebensalter oder Vorbildung zu erwarten ist, daß ! 
sie das Ausbildungsziel in kürzerer Zeit erreichen j 
werden, die Lehrzeit bis auf 2 Jahre herabgesetzt 
werden. Ebenso kann bestimmt werden, daß eine 
andere, der Berufsausbildung dienliche Tätigkeit 
unter bestimmten Voraussetzungen auf die Lehrzeit 
angerechnet wird. 

Die 81 Industrie- und Handelskammern haben auf 
Grund von § 1 Abs. 2 des Gesetzes zur vorläufigen 
Regelung des Rechts der Industrie- und Handels- 
kammern durch statutarisches Recht (Lehrlingsrollen- 
ordnung, Prüfungsordnung) die Anrechnung auch 
eines Berufsfachschulbesuchs auf die Lehrzeit ge- 
regelt: 

a) Nach Nummer 9 der Prüfungsordnungen der 
Industrie- und Handelskammern für Lehrab- 
schlußprüfungen in anerkannten Ausbildungs- 
berufen kann der Lehrbetrieb im Einverständnis 
mit dem Lehrling bei Nachweis von wesentlich ! 
über dem Durchschnitt liegenden Leistungen die 
Zulassung zur Lehrabschlußprüfung bereits zu 
der dem regulären Termin vorangehenden Prü- 
fung beantragen. 

b) Die LehrlingsroUenordnungen der Industrie- und 
Handelskammern sehen in Nummer 3 Abs. 3 vor, 
daß Lehrvertrge mit einer kürzeren als im Berufs- 
bild festgelegten Lehrzeit eingetragen werden 
können, wenn die Verkürzung 


— ■ auf den „Richtlinien zur Lehrzeitabkürzung 
auf Grund vorangegangenen Schulbesuchs" 
beruht oder 

— ■ auf einer im gleichen oder in einem verwand- 
ten Ausbildungsberuf verbrachten Beschäfti- 
gungszeit beruht, die ganz oder teilweise an- 
gerechnet worden ist, und das Erreichen des 
Ausbildungszieles gewährleistet erscheint. 

c) Die „Richtlinien zur Lehrzeitabkürzung auf 
Grund vorangegangenen Schulbesuchs" sind vom 
Berufsausbildungsausschuß des Deutschen Indu- 
strie- und Handelstages erarbeitet und empfoh- 
len worden. Sie werden rechtlich wirksam durch 
Beschlüsse der Vollversammlungen der einzelnen 
Kammern. Danach kann bei erweiterter Allge- 
mein- oder Fachbildung des Lehrlings durch vor- 
angegangenen Schulbesuch eine gegenüber dem 
Berufsbild abgekürzte Lehrzeit vereinbart wer- 
den, und zwar 

1. bei Absolventen von allgemeinbildenden 
Schulen 

a) mit einem zum Hochschulstudium berech- 
tigenden Reifezeugnis bis zu einem Jahr, 

b) mit dem Zeugnis der „mittleren Reife" bis 
zu einem halben Jahr; 

2. bei Absolventen von anerkannten kaufmänni- 
schen oder gewerblichen Berufsfachschulen 

a) nach erfolgreichem Abschluß einer minde- 
stens zweijährigen Berufsfachschule bis zu 
einem Jahr, 

b) bei erfolgreichem Abschluß einer einjähri- 
gen Berufsfachschule bis zu einem halben 
Jahr. 

Als anerkannte kaufmännische oder gewerb- 
liche Berufsfachschulen kommen danach alle 
Schulen in Betracht, die nach den Schulgeset- 
zen der Länder als öffentliche und staatlich 
anerkannte oder als Ersatzschulen für öffent- 
liche Schulen gelten; darunter sollen nicht die 
staatlich genehmigten privaten Berufsfach- 
schulen fallen. 

In allen Fällen der Anrechnung einer vorange- 
gangenen schulischen Ausbildung muß die be- 
triebliche Ausbildungszeit bei Lehrberufen min- 
destens noch zwei Jahre, bei Anlernberufen min- 
destens noch ein Jahr dauern. In diesen Grenzen 
kann die Anrechnung der schulischen Vorbildung 
auch kumulativ erfolgen. 

Der Umfang der Anrechnung eines Berufsfach- 
schulbesuchs auf die betriebliche Berufsausbildung 
ist nach Schultyp und Rechtsgrundlage unterschied- 
lich. Statistische Unterlagen liegen hierzu nicht vor. 
Der Bundesminister für Wirtschaft hat im Jahre 
1965 eine Umfrage bei den Landesregierungen über 
die Formen, die Zielsetzungen und die Anrechenbar- 
keit der Berufsfachschulen durchgeführt; ausrei- 
chende Ergebnisse konnten dabei nicht erzielt wer- 
den. 

Für den Bereich des Handwerks geben die in den 
Anlagen 3 und 4 erwähnten Erlasse und Bekannt- 
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machungen der Länder Aufschluß über den Kreis 
privilegierter Ausbildungseinrichtungen. Für Indu- 
strie und Handel gibt eine Ermittlung der Industrie- 
und Handelskammer Aachen gewisse Anhaltspunkte 
für eine mögliche Anrechnung vorangegangenen 
Schulbesuchs. Danach hatten 13,4 v. H. der Prüflinge 
die „mittlere Reife" oder waren Absolventen von 
Handels-, Höheren Handels- und gewerblichen Be- 
rufsfachschulen; weitere 0,5 v. H. der Prüflinge hat- 
ten das Abitur bestanden. Für diesen Personenkreis 
hat die Anrechnungsmöglichkeit nach den „Richt- 
linien zur Lehrzeitabkürzung auf Grund vorangegan- 
genen Schulbesuchs" bestanden. Ein weiterer An- 
haltspunkt ist die Praxis der Industrie- und Han- 
delskammern bei der vorzeitigen Zulassung zur 
Lehrabschlußprüfung, der allerdings eine bei Beginn 
oder während der Lehrzeit eingetretene Verkürzung 
vorangegangen sein kann. Nach einer Mitteilung 
des Deutschen Industrie- und Handelstages legen 
die Kammern strenge Maßstäbe an, so daß im Durch- 
schnitt 2 bis 3 V. H. der Prüflinge vorzeitig zuge- 
lassen werden. 

Bei der Frage der Anrechnung des Berufsfach- 
schulbesuchs auf die betriebliche Lehrzeit ist zu be- 
rücksichtigen, daß nur wenige Berufsfachschulen auf 
die Erlernung eines bestimmten Berufs angelegt 
sind. Sie dienen vielmehr überwiegend einer berufs- 
bezogenen Allgemeinbildung zum Teil mit dem Ziel, 
zur Fachschulreife hinzuführen. Die damit verbun- 
dene berufliche Grundbildung umfaßt die Grund- 
kenntnisse und Grundfertigkeiten verwandter Aus- 
bildungsberufe. Eine Ausnahme hiervon bilden die 
wenigen Berufsfachschulen, die eine betriebliche 
Lehre in einem bestimmten Lehrberuf vollständig 
ersetzen. 

Die Frage, inwieweit der Besuch einer Beiufsfach- 
schulc auf die Lehrzeit angerechnet werden kann, 
läßt sich wegen der vielfältigen Formen der Berufs- 
fachschulen nicht einheitlich beantworten. 


4. In welchem Umfang findet in Industrie, Handel 
und Handwerk eine sogenannte Stufenausbildung 
statt? 

Kurz nach dem Zweiten Weltkrieg ist ein Arbeits- 
kreis von Fachleuten aus der betrieblichen und schu- 
lischen Ausbildung bei Überlegungen zur Reformie- 
rung der Berufsausbildung zu der Erkenntnis ge- 
kommen, daß in vielen Lehrberufen gleiche oder 
ähnliche Grundfertigkeiten und -kenntnisse vermit- 
telt werden müssen. Daraus ergab sich seinerzeit für 
bestimmte Berufsgruppen die Vorstellung von einer 
Dreigliederung der Ausbildung: 

— eine gemeinsame allgemeine Grundausbildung 
für verschiedene Berufe (Grundstufe), 

— eine anschließende gemeinsame fachliche Grund- 
ausbildung für eine geringere Anzahl von Be- 
rufen (Kernstufe) und 

— eine darauf aufbauende spezifische Ausbildung 
für einen bestimmten Beruf (Fachstufe). 

Dieses Prinzip einer gestuften Ausbildung wurde 
1948 unter dem Namen „Braunschweiger Plan" be- 
kannt. Seit Mitte der fünfziger Jahre gaben einzelne 


^ analytische Untersuchungen von Berufsstrukturen 
I den oben genannten Überlegungen neuen Auftrieb. 
' Sie trafen mit Bestrebungen zusammen, 

I Berufe als Ausbildungsberufe zu streichen, die 

I infolge der technischen und wirtschaftlichen 

j Entwicklung nicht mehr die Grundlage für eine 

! breite, mehrjährige geordnete Berufsausbildung 

j hergaben; 

j 

I Ausbildungsberufe, deren Ausbildungsinhalte 

und Ausbildungsziele sich stark überschneiden, 
j zu einem Lehrberuf zusammenzufassen; 

! für gleiche Ausbildungsabschnitte verwandter 

Lehrberufe eine gleiche Ausbildung für die den 
Berufen gemeinsamen Funktionen zu erreichen; 
für solche Fertigkeiten und Kenntnisse, die in 
Teilbereichen der Ausbildung für verschiedene 
Lehrberufe gleich oder ähnlich sind, einheitliche 
Bezeichnungen einzuführen. 

I 

j Die Verfolgung dieser Überlegungen führte 
I schließlich zu Plänen, die unter dem Begriff „Stufen- 
j ausbildung" publiziert und in der Öffentlichkeit be- 
kannt geworden sind [Rahmenplan der Firma Krupp 
(1962 und 1965), Stufenplan eines Arbeitskreises 
! Berliner Ausbildungsleiter (1964), Vorschläge der 
j IG Metall für eine Stufenausbildung (1964 und 1966), 

I Rahmenplan für die Stufenausbildung — Schlosser- 
I berufe — der Arbeitsstelle für Betriebliche Berufs- 
i ausbildung (1965)]. Diesen Plänen sind die folgenden 
I Grundgedanken gemeinsam: 

I Die unterschiedliche Begabung der Jugend- 

.i liehen, die infolge der wirtschaftlichen und tech- 

j nischen Entwicklung stärker differenzierten Ar- 

I beitsplatzanforderungen und die Notwendigkeit 

! einer erhöhten beruflichen Mobilität erfordern 

j eine diesen Gegebenheiten entsprechende be- 

■ sondere Differenzierung und Gliederung der 

I Ausbildung. 

j Verwandte Ausbildungsberufe sind daher in 

ihren ersten Ausbildungsabschnitten zu mög- 
lichst wenigen Grundberufen zusammenzufas- 
sen, die breit und vielseitig angelegt sind und 
eine berufliche Mobilität der Ausgebildeten för- 
dern. 

Die Ausbildung in diesen Grundberufen und die 
anschließende Spezialisierung in bestimmte 
Fachrichtungen sollten so systematisch wie 
möglich angelegt und methodisch richtig ausge- 
baut werden, um auch didaktisch ein Höchstmaß 
an Wirksamkeit zu erreichen. 

Die verschiedenen Fertigkeits- und Kenntnis- 
stufen sollten durch die Einführung von Zwi- 
schenprüfungen zu Qualifikationsstufen umge- 
staltet werden, um abgestufte, in sich voll- 
I wertige Berufsabschlüsse zu schaffen. Die ein- 
i zclnen Stufen müssen durchlässig sein, um den 
I Jugendlichen nach seiner Eignung stufenweise 
bis zur Entfaltung der vollen Leistungsfähigkeit 
führen zu können. 

Im Bereich der Industrie haben, abgesehen von 
einzelnen betrieblichen Versuchen (z. B. Krupp), 
praktische Versuche zur Erprobung der Stufenaus- 
I bildung am 1. April 1965 auf Kammerebene begon- 
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nen. Grundlage des Versuchs ist ein von der Arbeits- 
stelle für Betriebliche Berufsausbildung Bonn aus- 
gearbeiteter Rahmenplan für die Ausbildung in fünf 
Schlosserberufen (Betriebsschlosser, Maschinen- 
schlosser, Werkzeugmacher, Mechaniker und Fein- 
mechaniker). Der Rahmenplan faßt diese verwandten 
Berufe in ihrem ersten Ausbildungsabschnitt zusam- 
men, systematisiert die Ausbildung so weit wie 
möglich und führt durch Zwischenprüfungen zu 
neuen Qualifikationsstufen. Der Rahmenplan ist so 
angelegt, daß die ersten beiden Aiisbildungsjahre 
eine Einheit sind und erst danach ein qualifizierter 
Abschluß möglich wird. Zu diesem Rahmenplan ist 
ein detaillierter Zeit- und Stoffplan erstellt worden, 
der die Fertigkeiten und Kenntnisse, die während der 
Ausbildungszeit zu vermitteln sind, sachlich gliedert 
und Richtzeiten für die Ausbildungsdauer festlegt; 
gleichzeitig sind die notwendigen Prüfungsunter- 
lagen erarbeitet und zur Verfügung gestellt worden. 
An dem Versuch waren 845 Jugendliche in 36 Be- 
trieben, und zwar in den Kamraerbezirken Bonn, 
Essen, Ludwigshafen und Stuttgart beteiligt. 

Der Deutsche Industrie- und Handelstag kommt 
in seinem Jahresbericht 1965 zur Berufsausbildung 
bei der Auswertung des Versuchs zu folgendem Er- 
gebnis; Die innerbetrieblich und in einem Bezirk von 
der Kammer durchgeführten Zwischenprüfungen 
nach Abschluß des ersten einjährigen Ausbildungs- 
abschnitts haben gezeigt, daß die Lehrlinge die ge- 
stellten Anforderungen bei systematischer Ausbil- 
dung erfüllen können, mit Ausnahme derer, die das 
Ziel der Volksschule nicht erreicht haben. Auf Grund 
dieser Ergebnisse scheinen Anhaltspunkte dafür zu 
bestehen, daß die Einbeziehung sehr schwacher 
Volksschüler in eine — qualifiziertere — Grundaus- 
bildung schwierig sein wird. Ferner wird festge- 
stellt, daß die Anforderungen an die Ausbildungs- 
betriebe erfüllbar gewesen sind, wenn auch die Be- 
teiligung an dem Versuch der Stufenausbildung für 
die betroffenen Betriebe — wie es der Deutsche In- 
dustrie- und Handelstag ausdrückt — „erhebliche 
Unbequemlichkeiten" bereitet hat. 

5. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der 
Stufenausbildung bei? 


ob den vor der letzten erreichbaren Stufe liegen- 
den Abschlüssen hinreichender Wert in sozial- 
psychologischem Sinn beigelegt werden kann. Es 
kommt daher darauf an, eine klare Abgrenzung 
gegen die schmal angelegte und daher weit- 
gehend als zweitklassig empfundene Anlernaus- 
bildung zu finden, die im übrigen nach ihrer tat- 
sächlichen Entwicklung auszusterben scheint. Das 
setzt aber voraus, daß der Ausbildungsinhalt un- 
abhängig vom speziellen Arbeitskräftebedarf 
einzelner Betriebe festgelegt wird und daß durch 
die in verschiedenen Slufonplänen vorgesehene 
Grundstufe mit zv/eijähriger Ausbildungsdauer 
der durchschnittlich veranlagte Jugendliche zu 
einer voll und möglichst vielseitig einsetzbaren 
Fachkraft wird. 

3. Ein besonderer Vorteil der Stufenausbildung 
kann in der Möglichkeit gesehen werden, die 
Eignung und Begabung des Jugendlichen früh- 
zeitig zu erkennen und ihn dementsprechend be- 
ruflich fördern und einsetzen zu können. Beim 
Cibergang des Auszubildenden in die einzelnen 
aufeinander aufbauenden Ausbildungsstufen 
muß aber ausbildungspraktisch und prüfungs- 
technisch ein Höchstmaß objektiver Beurteilung 
gewährleistet sein, um subjektives, ausschließ- 
lich am eigenen Bedarf ausgerichtetes Ermessen 
einzelner Ausbildungsbctriebe bei der Feststel- 
lung des endgültigen Ausbildungszieles auszu- 
schalten. 

Aus der Industrie sind neben grundsätzlich zu- 
stimmenden Äußerungen Bedenken bekannt, ob eine 
Stufenausbildung für die Mehrzahl der ausbildenden 
Betriebe durchführbar sein wird. Sowohl die Aus- 
bildungsbreite und -tiefe als auch eine methodisch- 
didaktisch optimale Ausbildungsweise erfordern 
auch nach der Auffassung des Deutschen Industrie- 
und Handelstages zumindest in der Grundstufe eine 
weitgehende lehrgangsmäßige Ausbildung unter 
Einsatz hauptamtlicher Ausbilder. Sie macht ferner 
einen verstärkten Einsatz von vielseitigen Ausbil- 
dimgsmitteln, Werkzeugen und Maschinen erforder- 
lich, was für Klein- und Mittelbetriebe eine ver- 
stärkte Inanspruchnahme überbetrieblicher Ausbil- 
dungseinrichtunegn zur Folge haben könnte. 


Wichtige und grundsätzliche Fragen, die sich im j 
Zusammenhang mit der Stufenausbildung stellen, j 
sind noch nicht abschließend geklart. | 

1. Es ist nicht sicher, daß die den Stufenplänen zu- ! 
grundeliegenden einzelnen Ausbildungsstufen j 
dem zukünftigen Arbeitskräftebedarf entspre- | 
chen. Das gilt vor allem für die Ausbildungsab- I 
Schlüsse, die vor der Facharbeiterprüfung liegen ' 
sollen. Hier müssen durch arbeitsplatzanalytische ' 
Untersuchungen in verschiedenen Bereichen noch 
möglichst sichere Erkenntnisse über die zukünf- i 
tige Entwicklung der Berufe gewonnen werden, 
wenn hohe Kosten und berufliche Fehlleitungen 
vermieden werden sollen. 

2. Ob sich eine Stufenausbildung, die den jetzt 
durchgehenden mehrjährigen Ausbildungsgang 
in mehrere Ausbildungsabschnitte mit entspre- 
chenden Abschlußmöglichkeiten zerlegt, in grö- 
ßerem Umfang durchsetzt, hängt auch davon ab. 


Es ist auch noch nicht geklärt, welche Berufe sich 
für eine Stufenausbildung eignen und welche auf 
Grund ihres eigenständigen, mit anderen Berufen 
nicht verwandten Ausbildungsinhalts diese Form 
der Ausbildung ausschließen. 

Aus dem Bereich der Berufsschule, deren Vertreter 
die Pläne zur Stufenausbildung überwiegend positiv 
beurteilen, wird auf die Schwierigkeiten hingewie- 
sen, die sich für den schulischen Teil der Berufs- 
ausbildung ergeben. Hier wird herausgestellt, daß 
der Bildungsauftrag der Schule gefährdet wäre, 
wenn bei einem Abschluß der gestuften Ausbildung 
nach dem zweiten oder sogar ersten Jahr auch der 
Berufsschulunterricht enden würde. Auch im Falle 
fortgesetzten Berufsschulunterrichts fiele für den 
bereits Ausgebildeten — schulisch gesehen ■ — der 
Beruf als didaktischer AnsatzpiinkL und Lernanreiz 
fort. Vv'Tüterhin befürchtet man, daß die Bildungs- 
arbeit der Schule an Wirksamkeit verliert, wenn 
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als Folge einer Stufonausbildung der Klassenver- 
band nach jedem Jahr in erheblichem Ausmaß ge- 
sprengt und eine ständige Neubildung von Klassen 
notwendig würde. 

Auch die Gewerkschaften stimmen den Bemühun- 
gen um die Entwicklung von Stufenplänen grund- 
sätzlich zu. Sie weisen jedoch darauf hin, daß das 
Ausbildungsziel durch gründliche Berufsanalysen 
mit den Berufsanfordorungen in Übereinstimmung 
gebracht werden muß, wenn in gesamtwirtschaft- 
licher und sozialpolitischer Hinsicht möglichst lang- 
fristig wirkende Entscheidungen über Inhalt und 
Gang der Ausbildung ermöglicht werden sollen. 
Aber auch sie halten eine Reihe von arbeits- und 
sozialrechtlichen Fragen noch für klärungsbodürftig, 
besonders in lehrvertragsrechtlicher und tarifpoli- 
tischer Hinsicht. 

Das Handwerk steht — soweit erkennbar — einer 
formalisierten Stufenausbildung zurückhaltend ge- 
genüber. Es verweist darauf, daß die Grundidee der 
Stufenausbildung, nämlich Grundausbildung und 
darauf aufbauende Ausbildung höherer Qualifika- 
tion, in allen modernen Ausbildungsplänen des 
Handwerks im Prinzip verwirklicht ist. Das Hand- 
werk sei immer schon auf Gesellen angewiesen, die 
auf breiter Basis ausgebildet worden sind. Unter- 
schiedliche Schwierigkeitsgrade in der Vorbildung 
der Gesellen bei der Ausführung handwerklicher 
Leistungen seien nur in wenigen Flandwerksberufen 
gegeben, so daß die Stufenausbildung in den zur 
Diskussion stehenden Modellen im Handwerk keine 
allzu umfangreiche Bedeutung gewinnen werde. Die 
Erörterung der Probleme ist aber auch im Hand- 
werk noch nicht abgeschlossen. 

Im kaufmännischen Bereich werden die Eragen 
einer Stufcnausbildung ebenfalls noch erörtert. So- 
weit bekannt, wird auch hier die Möglichkeit der 
Einführung dieser Ausbildungsform günstig beur- 
teilt. Sie soll folgende Bedingungen erfüllen helfen, 

1. durch Grundausbildung zur Sicherung und Ge- 
währleistung einer auch nach längeren Berufs- 
jahren erforderlichen Umstellungsfähigkeit bei- 
zutragen; 

2. gestufte Berufsabschlüsse, die der Arbeits- und 
Funktionsgliederung im kaufmännischen Bereich 
entsprechen, einzuführen; 

3. differenziertere Berufs- und Prüfungsanforderun- 
gen zu schaffen, die der Begabungsstruktur des 
Berufsnachwuchses entsprechen. 

Auch im kaufmännischen Bereich werden zur Klä- 
rung der Ausbildungsgrundlagen Struktur- und 
Funktionsanalysen gefordert, um eine verantwort- 
bare Planung und Erprobung der Stufenausbildung 
zu ermöglichen. In diesem Zusammenhang ist darauf 
hinzuweisen, daß die Arbeitsstelle für Betriebliche 
Berufsausbildung im Auftrag des Bundesministers 
für Wirtschaft eine Funktionsuntersuchung im Ein- 
zelhanden durchgeführt hat und auf Grund der Er- 
gebnisse die Ausbildungsunterlagen (Ordnungsmit- 
tel) für die Berufsausbildung im Einzelhandel zur 
Zeit überarbeitet; dabei wird ein gestufter Aufbau 
der Funktionsbereiche Verkäufer/Einzelhandelskauf- 
mann geprüft. 


Die Bundesregierung mißt der Stufenausbildung 
eine große Bedeutung bei, weil diese Ausbildungs- 
form geeignet sein kann, 

— die berufliche Ausbildung zu intensivieren und 
bessere Voraussetzungen für eine berufliche Mo- 
bilität der Ausgebildeten zu schaffen, 

— die Ausbildung inhaltlich und zeitlich dem Bil- 
dungsstand und der Begabung des einzelnen bes- 
ser anzupassen, 

— das Ausbildungsziel für solche Jugendliche, die 
für hochqualifizierte Facharbeitertätigkeiten ge- 
eignet sind, anzuheben, 

— die Gruppenunterweisung in betrieblichen und 
überbetrieblichen Lehrwerkstätten und den Be- 
rufsschulunterricht zu rationalisieren. 

Offene Fragen, wie Anwendbarkeit der Stufenaus- 
bildung in einer Reihe von Berufsgruppen sowie in 
Klein- und Mittelbetrieben, Auswirkungen auf das 
Fachklassenprinzip und die Lehrpläne der Berufs- 
schulen, zukünftiger Arbeitskräftebedarf, Sozial- 
prestige der Ausbildungsabschnitte verschiedener 
Niveaus, die Notwendigkeit weiterer Qualifika- 
tionsstufen usw., bedürfen noch einer sorgfältigen 
Untersuchung und weiterer Überlegungen. 

Die Bundesregierung wird bei der parlamentari- 
schen Beratung der dem Deutschen Bundestag vor- 
liegenden Entwürfe einer gesetzlichen Regelung der 
Berufsausbildung dabei mitwirken, daß diese neue 
Ausbildungsform, soweit das im Interesse des Be- 
rufsnachwuchscs und der Wirtschaft erforderlich und 
möglich ist, in einer dem Berufsausbildungssystem 
entsprechenden Form eingeführt werden kann. 

6. In welchem Umfang findet in Industrie, Handel 
und Handwerk eine Berufsausbildung in über- 
betrieblichen Lehrwerkstätten und Lehrgängen 
statt? 

Infolge der Spezialisierung vieler Betriebe und 
der Technisierung der Arbeitsprozesse wird die 
Möglichkeit einer beruflichen Grundausbildung 
durch Unterweisung im normalen Fertigungsablauf 
vor allem in Mittel- und Großbetrieben immer mehr 
in Frage gestellt. Die Großbetriebe der Industrie 
haben deshalb Lehrwerkstätten und viele Klein- 
und Mittelbetriebe Lehrecken eingerichtet, in denen 
eine breite Grundausbildung oder eine zusätzliche 
Unterweisung unabhängig vom Betriebsablauf vor- 
genommen wird. Die Verbreiterung und die Syste- 
matisierung der Ausbildung, die in der im Versuchs- 
stadium befindlichen Stufenausbildung am weitesten 
fortgeschritten sind, haben die Tendenz zur Schaf- 
fung solcher betrieblicher Ausbildungseinrichtungen 
noch verstärkt. 

Die Einrichtung betriebseigener Lehrwerkstätten 
hängt in der Regel von der Betriebsgröße und der 
Zahl der Lehrlinge ab. Um die Erfüllung der materi- 
ellen Ausbildungsnormen auch in Klein- und Mit- 
telbetrieben der Industrie zu ermöglichen, sind unter 
der Trägerschaft von regionalen und örtlichen Ver- 
bänden der Wirtschaft sowie von Betriebszusam- 
menschlüssen bisher etwa 30 überbetriebliche Lehr- 
werkstätten mit einer Kapazität von etwa 2000 Aus- 
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bildungsplätzen eingerichtet worden; weitere befin- 
den sich im Aufbau oder in der Planung. Diese über- 
betrieblichen Lehrwerkstätten für industrielle Be- 
rufe vermitteln ähnlich den betrieblichen Lehrwerk- 
stätten eine Grundausbildung von in der Regel 
etwa einjähriger Dauer zu Beginn der Lehre und 
zum Teil eine Zusatzausbildung in Zwischenphasen 
der produktionsgebundenen Ausbildung im Betrieb. 

Der Deutsche Industrie- und Handelstag hat für 
die Industrie- und Handelskammern am 10. August 
1965 Empfehlungen und Ratschläge zur Errichtung 
von Gemeinschaftslehrwerkstätten erlassen und sich 
darin zu grundsätzlichen Fragen nach Zweck, Mög- 
lichkeit, Form, Inhalt und Dauer der überbetrieb- 
lichen Berufsausbildung geäußert, sowie zur Trä- 
gerschaft, Finanzierung, Ausstattung und zum 
Raumbedarf Anhaltspunkte und Richtzahlen für die 
Ausbildungspraxis gegeben. 

Für die lehrgangsmäßige Ausbildung der Lehr- 
linge in der Industrie ist nicht die überbetriebliche, 
sondern die betriebliche Lehrwerkstatt kennzeich- 
nend. Nach einer Erhebung der Arbeitsstelle für Be- 
triebliche Berufsausbildung in den Jahren 1953, 1958 
und 1963 bestanden am 31. Dezember 1963 2069 be- 
triebliche Lehrwerkstätten in der Industrie mit 
105 250 Ausbildungsplätzen und 9050 hauptberuf- 
lichen Ausbildern. 

Die Übersichten in der Anlage 5 zeigen im einzel- 
nen die Entwicklung nach Größenordnung, Anzahl 
und Ausbildungsplätzen. Danach ist die Gesamtzahl 
der gemeldeten Lehrwerkstätten wie folgt gestiegen: 

1952 1 034 

1958 1 658 

1963 2 069. 

Im Jahresdurchschnitt sind seit 1952 jährlich 80 

bis 85 neue Lehrwerkstätten errichtet worden. Aus 
der Anlage 5 ergibt sich außerdem eine Verschie- 
bung von den kleinen Lehrwerkstätten mit 10 bis 
20 Ausbildungsplätzen zu den größeren mit 20 bis 
100 Ausbildungsplätzen. Auch die Zahl der haupt- 
amtlichen Ausbilder hat sich erhöht, und zwar von 
3170 (1952) über 6190 (1958) auf 9050 (1963), so 
daß für 11 Ausbildungsplätze ein Ausbilder zur 
Verfügung steht. Einen Überblick über die Vertei- 
lung der Lehrwerkstätten, ihre Ausbildungsplätze 
und Ausbilder, auch nach Ländern gegliedert, gibt 
Anlage 6. 

Für die verschiedenen Wirtschaftsgruppen hat die 
letzte Erhebung der Arbeitsstelle für Betriebliche 
Berufsausbildung ergeben, daß etwa 85 v. H. aller 
vorhandenen industriellen Lehrwerkstätten im Wirt- 
schaftsbereich Eisen und Metall eingerichtet sind. 
In den übrigen Wirtschaftsgruppen mit Lehrwerk- 
stättenausbildung liegt der Anteil unter 5 v. H., zwi- 
schen 0,1 V. H. (Nahrungs- und Genußmittel) und 
4,5 V. H. (Chemie) (vgl. Anlage 7). 

Bei einer Gesamtzahl der industriellen Ausbil- 
dungsverhältnisse von 258 239 im Jahre 1963 (1958: 
296 455, 1952: 200 174) nahmen an einer Lehrwerk- 
stättenausbildung (ohne Bergbau) teil; 118 640 (1958; 
123 973; 1952; 65 328) davon im Wirtschaftsbereich 
Eisen und Metall 103 304 = 86 v. H. (1958: 105 520 
= 85 V. H.; 1952: 59 118 = 80 v. H.). Der Anteil der 


Lehr- und Anlernlinge mit Lehrwerkstättenausbil- 
dung (unabhängig von der Dauer der Ausbildung) 
an der Gesamtzahl dieser Personengruppe betrug 
46v. H. (1958; 42v. H.; 1952: 33 v. H.). Die Vertei- 
lung nach Berufsgruppen im einzelnen ergibt sich 
aus Anlage 8. 

Hinsichtlich der Ausbildungsdauer in den Lehr- 
werkstätten stellt eine Erhebung der Arbeitsstelle 
für Betriebliche Berufsausbildung im Bereich von 
6 Industrie- und Handelskammern fest, daß die zeit- 
lichen Schwerpunkte bei 6 und 12 Monaten liegen 
(vgl. Anlage 9). Für einzelne Lehrberufe ergibt sich 
infolge unterschiedlicher Ausbildungsbedürfnisse 
ein anderes Bild. In bestimmten schlosserischen Be- 
rufen (Maschinenschlosser, Werkzeugmacher, Dre- 
her) ist ein Trend zur Ausdehnung der Ausbildungs- 
zeit in der Lehrwerkstatt auf zwei Jahre und länger 
festzustellen; dagegen beträgt sie für typische In- 
standhaltungsberufe, wie Starkstromelektriker und 
Betriebsschlosser, aber auch z. B. für technische 
Zeichner überwiegend zwischen 1 und 12 Monaten. 

Im Handwerk hat sich die Notwendigkeit zur 
Einrichtung überbetrieblicher Lehrwerkstätten ins- 
besondere aus der technischen Entwicklung und aus 
Gründen der Rationalisierung seit der Mitte der 
fünfziger Jahre ergeben. Das Aufkommen neuer 
Werkstoffe sowie neuer Arbeitstechniken und -me- 
thoden forderte eine zukunftsbezogene Lehrlings- 
ausbildung, die in vielen Betrieben nicht mehr aus- 
reichend vermittelt werden konnte, üm sich einen 
Überblick über die bestehenden überbetrieblichen 
ünterweisungsmaßnahmen für Lehrlinge zu schaf- 
fen, haben im Jahre 1963 der Deutsche Handwerks- 
kammertag eine Erhebung im Bundesgebiet und 
der Westdeutsche Handwerkskammertag eine Son- 
dererhebung in Nordrhein-Westfalen durchgeführt, 
deren Auswertung durch das Institut für Berufser- 
ziehung im Handwerk an der Universität zu Köln 
noch nicht abgeschlossen ist. Nach dem Jahresbericht 
des Deutschen Handwerkskammertages für das Jahr 
1965 bestanden nach den bisherigen Ergebnissen der 
erwähnten Erhebungen 1390 Lehrwerkstätten und 
Unterrichtsräume, in denen überbetriebliche Unter- 
weisungsmaßnahmen zur Anpassung an den tech- 
nischen Fortschritt, zur Förderung der Grundausbil- 
dung, zur Ergänzung des Berufsschulbesuchs und 
zur Einführung in die Lehre durchgeführt wurden. 

Von den 932 Einrichtungen (Zahl der Lehrwerk- 
stätten in 10 Bundesländern ohne Nordrhein-West- 
falen) werden getragen: 128 von Handwerksinnun- 
gen, 119 von Handwerkskammern, 506 von Be- 
rufsschulen und 179 von sonstigen Stellen (z. B. 
Gewerbeförderungsanstalten, Verband für Schweiß- 
technik). 

An überbetrieblichen Ausbildungsmaßnahmen 
nahmen 1963 rd. 66 000 Lehrlinge teil, davon 30 532 
in Nordrhein-Westfalen und 35 433 in den übrigen 
Bundesländern. Die Lehrlingszahlen der übrigen 
Bundesländer verteilen sich auf die einzelnen Lehr- 
jahre wie folgt: 

7 055 erstes Lehrjahr, 

9 408 zweites Lehrjahr, 

14 871 drittes Lehrjahr, 

3 499 viertes Lehrjahr. 
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Der Deutsche Handwerkskammertag schließt dar- 
aus — ohne scharf trennen zu wollen — , daß die 
Lehrlinge im ersten Lehrjahr überwiegend an 
Grund- und Einführungslehrgängen, im zweiten und 
dritten Lehrjahr an Lehrgängen zur Anpassung an 
den technischen Fortschritt und im vierten Lehrjahr 
an Lehrgängen zur Vorbereitung auf die Gesellen- 
prüfung teilgenommen haben. Bezogen auf die Ge- 
samtzahl handwerklicher Lehrlinge sind bundes- 
durchschnittlich ca. 16 V. H. aller Handwerkslehr- 
linge überbetrieblich ausgebildet worden. Regional 
bestehen jedoch beachtliche Unterschiede. Weit über 
dem Bundesdurchschnitt liegt der Anteil der Lehr- 
linge mit Lehrwerkstättenausbildung in Hamburg 
(44,8 V. H.), Nordrhein-Westfalen (28,2 v. H.), Berlin 
(26,4 V. H.), während Niedersachsen (11,2 v. H.), 
Rheinland-Pfalz (10,6 v. H.), Baden-Württemberg 
(7,7 V. H.), Bayern (5,7 v. H.) unter dem Bundes- 
durchschnitt liegen. Bei diesem Zahlenvergleich ist 
jedoch zu berücksichtigen, daß in einigen Bundes- 
ländern eine praktische Ergänzungsausbildung auch 
in den Berufsschulen durchgeführt wird. Für die 
35 433 Teilnehmer (ohne Nordrhein-Westfalen) sind 
2341 überbetriebliche Lehrgänge durchgeführt wor- 
den; davon waren 1223 geschlossene, 572 Tages-, 
212 Abend- und 235 Kurzlehrgänge. 

Eine Aufgliederung nach Berufen liegt nur teil- 
weise vor, da dem Deutschen Handwerkskammer- 
tag nicht alle Handwerkskammern aufgegliederte 
Zahlen mitgeteilt haben. Nach den vorliegenden 
Unterlagen sind für 51 von 125 Vollhandwerken 
überbetriebliche Lehrgänge veranstaltet worden. 
Der Deutsche Handwerkskammertag ist der Mei- 
nung, daß ein Bedürfnis für überbetriebliche Unter- 
weisung kaum für mehr als die 51 genannten Berufe 
vorliegt; die Meisterlehre in den Betrieben lasse im 
übrigen keine durch überbetriebliche Unterweisung 
zu schließende Lücke. Bei den 51 Vollhandwerken 
steht das Friseurhandwerk mit 69 Lehrgängen an 
der Spitze. Es folgen die Handwerke Dreher mit 
62, Tischler mit 48, Kraftfahrzeugmechaniker mit 
41, Elektroinstallateure mit 29, Schlosser mit 29, 
Gas- und Wasserinstallateure mit 20, Maschinen- 
bauer und Mechaniker mit je 15, Maurer mit 13, 
Stukkateure mit 12, Schmiede mit 11 sowie Zentral- 
heizungsbauer, Damenschneider, Bäcker mit je 10 
Lehrgängen. Für die übrigen 36 Handwerke sind nur 
Einzelmaßnahmen gemeldet worden. 

Bei den kaufmännischen Lehrberufen bestehen 
auf Grund ihrer Berufsinhalte andersartige Bedürf- 
nisse der überbetrieblichen Lehrlingsausbildung als 
in gewerblich-technisdien Berufen. Die Notwendig- 
keit für eine überbetriebliche Grund- oder Ergän- 
zungsausbildung ergibt sich hier in erster Linie aus 
der Rationalisierung und Mechanisierung der Büro- 
arbeit sowie der Vermittlung neuer Warenkennt- 
nisse und moderner Verkaufsformen. Als überbe- 
triebliche Ausbildungsmaßnahmen sind für diesen 
Bereich die von den Fachverbänden, den Fachge- 
werkschaften und den Industrie- und Handelskam- 
mern sowie an den Berufsschulen durchgeführten, 
an praktischen Bedürfnissen ausgerichteten Übungs- 
kontore, Scheinfirmenarbeiten und Lehrgänge zu 
nennen. Statistische Angaben über den Umfang 


der überbetrieblichen Lehrlingsausbildung im kauf- 
männischen Bereich sind nicht bekannt. 

7. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der 
Berufsausbildung in überbetrieblichen Lehrwerk- 
stätten und Lehrgängen bei? 

Die Bundesregierung mißt der beruflichen Grund- 
und Ergänzungsausbildung in überbetrieblichen 
Lehrwerkstätten eine erhebliche Bedeutung bei. Un- 
ter strukturpolitischen Gesichtspunkten hält sie es 
für bedeutsam, daß durch Maßnahmen der über- 
betrieblichen Lehrlingsunterweisung die Gefahr 
eines Qualifikationsgefälles zwischen den Fachkräf- 
ten in Groß-, Mittel- und Kleinbetrieben vermieden 
wird und damit Wettbewerbsnachteile der Klein- 
und Mittelbetriebe bei der Gewinnung von Nach- 
wuchs- und Fachkräften vermindert werden können. 
Außerdem sind überbetriebliche Ausbildungseinrich- 
tungen ein geeignetes Instrument, die berufliche 
Grundausbildung zu verbreitern und damit die im 
Wirtschafts- wie im sozialpolitischen Interesse lie- 
gende berufliche Mobilität zu erhöhen. Der Ant- 
wort auf Frage 6 ist jedoch zu entnehmen, daß 
hinsichtlich der räumlichen und beruflichen Streu- 
ung, der Dauer und der Ausbildungspläne noch er- 
hebliche Unterschiede bestehen. Die Notwendigkeit 
eines weiteren Ausbaues und der Förderung des 
Besuchs von überbetrieblichen Lehrwerkstätten ist 
unverkennbar. Die Bundesregierung hat die Maß- 
nahmen der überbetrieblichen Lehrlingsunterwei- 
sung seit Jahren im Rahmen der Gewerbeförde- 
rungsprogramme und aus dem Sondervermögen für 
berufliche Leistungsförderung in der Wirtschaft 
unterstützt. 

Bei einer gesetzlichen Regelung der Berufsausbil- 
dung sollte nach Auffassung der Bundesregierung 
geprüft werden, wie der Besuch von Lehrwerk- 
stätten gefördert werden kann. Mit dem Übergang 
von Aufgaben der Förderung der beruflichen Aus- 
und Fortbildung vom Sondervermögen „Leistungs- 
förderung" auf die Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitlosenversicherung strebt die 
Bundesregierung eine Intensivierung der Förderung 
sowohl des einzelnen Berufstätigen als auch der 
Einrichtungen an. Bei der zur Zeit von der Bundes- 
regierung vorbereiteten Novelle zum Gesetz über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitlosenversicherung ist 
es ein besonderes Anliegen, die Möglichkeiten der 
Förderung beruflicher Bildungseinrichtungen, die 
auch für die überbetriebliche Lehringsunterweisung 
genutzt werden können, wesentlich zu verbessern, 
um die berufliche Bildung noch mehr als bisher auf 
die wirtschaftliche, technische und gesellschaftliche 
Entwicklung auszurichten. 

8. In welchem Umfang sind in den vergangenen 
Jahren in Industrie, Handel und Handwerk Aus- 
bildungsberufe neu anerkannt, geändert oder 
gestrichen worden? 

Die Vorarbeiten für die Einführung oder Aufhe- 
bng von Ausbildungsberufen sowie für die Aner- 
kennung und Änderung von Ordnungsmitteln für 
die betriebliche Berufsausibildung werden im nicht- 
handwerklichen Bereich der gewerblichen Wirtschaft 
von der „Arbeitsstelle für Betriebliche Berufsausbil- 


9 



Drucksache V/1422 


Deutscher Bundestag — ■ 5. Wahlperiode 


düng" geleistet, die vom Deutschen Industrie- und j 
Handelstag, dem Bundesverband der Deutschen In- i 
dustrie und der Bundesvereinigung der Deutschen | 
Arbeitgeberverbände getragen wird. Die Gewerk- | 
schäften und die Fachverbände der Wirtschaft arbei- 
ten bei dieser Stelle mit. Der Bundesminister für 
Wirtschaft setzt die Ordnungsmittel für die betrieb- 
liche Berufsausbildung (Berufsbild, Berufsbildungs- 
plan, Prüfungsanforderungen) im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
förmlich in Kraft. Mangels Rechtsgrundlage hängt 
die Durchsetzung der Ordnungsmittel in der Aus- 
bildungspraxis davon ab, daß sich die Industrie- 
und Handelskammern und die am Ausbildungsver- 
hältnis Beteiligten danach richten; das Berufsbild ist 
als Bestandteil des Ausbildungsvertrages für die 
Beteiligten verbindlich. 

Die Lehrberufe des Handwerks sind identisch mit 
den Gewerben, die als Handwerk betrieben werden 
können und in der Anlage A zur Handwerksordnung 
gesetzlich festgelegt sind. Die Anerkennung neuer 
Handwerke, und damit neuer handwerklicher Lehr- 
berufe, erfordert eine Gesetzesänderung. Nach § 1 
Abs. 3 HwO kann der Bundesminister für Wirt- 
schaft durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates in der Anlage A aufgeführte Gewerbe 
streichen, ganz oder teilweise zusammenfassen, tren- 
nen, mit neuen Berufsbezeichnungen versehen oder 
die Gewerbegruppen neu aufteilen. Nach § 45 
HwO kann der Bundesminister für Wirtschaft im 


Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, als 
Grundlage für eine geordnete und einheitliche Be- 
rufsausbildung bestimmen, welche Tätigkeiten, 
Kenntnisse und Fertigkeiten den einzelnen Hand- 
v/erken zuzurechnen sind (Berufsbild). Im Gegensatz 
zu den Berufsbildern für Ausbildungsberufe in In- 
dustrie und Handel sind die handwerklichen Berufs- 
bilder nicht auf die Lehrlingsausbildung, sondern 
von vornherein auf die Erfordernisse des großen 
Befähigungsnachweises im Handwerk (Meisterprü- 
fung) abgestellt. Die Berufsbilder bilden die Grund- 
lage für die von den Handwerkskammern zu erlas- 
senden Fachlichen Vorschriften zur Regelung des 
Lehrlingswesens und der Gesellenprüfung. Auch 
hier (vgl. Antwort zu Frage 3) ist jede der 45 
Handwerkskammer nach der Handwerksordnung 
befugt, die Vorschriften zur Regelung des Lehrlings- 
wesens und der Gesellenprüfung zu erlassen. Die 
entsprechenden Vollversammlungsbeschlüsse bedür- 
fen der Genehmigung der obersten Landesbehörden, 
die sich ihrerseits an Empfehlungen halten, die der 
Bundesminister für Wirtschaft im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
gibt. 

Der Umfang der Anerkennung und Streichung 
von Ausbildungsberufen der gewerblichen Wirt- 
schaft in den Jahren 1949 bis 1966 ergibt sich aus 
der folgenden Tabelle: 


Änderungen in dem Verzeichnis der anerkannten Ausbildungsberufe 
der gewerblichen Wirtschaft 

1949 bis 1966 ‘) 


Ausbildungsberufe 

Bestand 

1949 

Anerken- 

nungen 

j Streichungen 

Bestand 
1966 b 

Zu- und 
Abnahme 

1. Industrielle Berufe 

Lehrberufe 

294 

57 

70 

281 

- 13 

Anlernberufe 

251 

7 

177 

81 

-170 

Aufbauberufe 

1 

1 

— 

2 

+ 1 

2. Kaufmännische und 
verwandte Berufe 






Lehrberufe 

16 

22 

5 

33 

+ 17 

Anlernberufe 

6 

— 

2 

4 

- 2 

3. Handwerkliche Berufe 






Lehrberufe 

144 

62) 

25 b 

125 

- 19 

Anlernberufe *) 

9 

— 

— 

9 

- 0 

Insgesamt 






Lehrberufe 

454 

79 

94 

439 

- 15 

Anlernberufe 

266 

7 

179 

94 

-172 

Aufbauberufe 

1 

1 

— 

2 

-F 1 

zusammen . . . 

721 

87 

273 

535 

-186 


b Stand 31. Dezember 1966 

b durch die Handwerksordnung vom 17. September 1953 und die Novelle zur Handwerksordnung von 9. September 
1965 

b ohne die auch im Handwerk geltenden industriellen Anlernberufe 
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Die Tabelle läßt erkennen, daß sich die AusbiT | 
dungsordnung in einem ständigen Wandel befindet. i 
Die Anzahl der Anlernberufe ist erheblich verringert 
worden. Allein im Jahre 1966 sind neben 18 Lehrbe- 
rufen 37 Anlernberufe aufgehoben worden, die Un- 
iersuchungen zur Streichung weiterer 30 Anlern- ; 
berufe werden in absehbarer Zeit zu einem Strei- | 
chungsantrag führen. Anlernberufe sind seit 1949 | 
nur in geringer Zahl, seit 1958 überhaupt nicht mehr | 
neu anerkannt worden. 1 

Bei den Lehrberufen werden die Auswirkungen 
der wirtschaftlichen und technischen Entwicklung 
besonders deutlich. Im industriellen Bereich steht 
einer großen Zahl von Streichungen eine erhebliche 
Anzahl von Neuanerkennungen gegenüber. Bei 
den kaufmännischen und verwandten Lehrberufen 
fällt die relativ große Zahl von Neuanerkennun- 
gen auf; sie ist eine Folge der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung. Mehrere industrielle und einige kauf- 
männische Lehrberufe werden gegenwärtig darauf- 
hin überprüft, ob sie aufgehoben, zu breiteren funk- 
tionsorientierten Lehrberufen zusammengefaßt oder 
nach der Ausbildungsform der Stufenausbildung neu 
konzipiert werden können; letzteres gilt insbeson- 
dere für die sog. schlosserischen und die elektro- 
technischen Berufe. 

Durch die Handwerksordnung aus dem Jahre 1953 
ist das im Jahre 1935 eingeführte Verzeichnis der 
sog. Vollhandwerke von 144 auf 124 komprimiert 
worden, durch die Novelle zur Handwerksordnung 
aus dem Jahre 1965 sind in dem Verzeichnis der j 
Gewerbe, die als Handwerk betrieben werden kön- ' 
nen, 6 Gewerbe gestrichen, sechs neu aufgenommen, 
vier zu zweien zusammengefaßt, vier in acht aufge- : 
spalten und zwei neu kombiniert worden, so daß j 
nach geltendem Recht 125 Handwerke und damit j 
auch 125 handwerkliche Lehrberufe bestehen. j 

Uber die oben genannten Veränderungen bei den i 
Ausbildungsberufen (Neuanerkennungen und Strei- | 
chungen) hinaus sind auch die Ordnungsmittel für j 
die bestehenden Ausbildungsberufe in folgendem 
Umfang erarbeitet oder überarbeitet worden: 

Seit 1949 haben 123 industrielle Lehrberufe und 
21 industrielle Anlernberufe sowie 18 kaufmänni- 
sche Lehrberufe und 2 kaufmännische Anlernberufe 
neue Ordnungsmittel erhalten, für 102 Ausbildungs- 
berufe befinden sich neue Ordnungsmittel in Vof- 
bereitung. Für die handwerklichen Berufe sind 
seit 1953 109 neue (Erwachsenen-)Berufsbilder, 46 
neue Fachliche Vorschriften zur Regelung des Lehr- 
lingswesens und der Gesellenprüfung sowie 32 neue 
Fachliche Vorschriften für die Meisterprüfung einge- 
führt worden; weitere 50 Fachliche Vorschriften zur 
Regelung des Lehrlingswesens und der Gesellen- 
prüfung sowie etwa 45 Fachliche Vorschriften für 
die Meisterprüfung stehen vor ihrer Einführung. 


9. Auf welche Ausbildungsberufe konzentrieren sich 
die Lehrlinge und Anlernlinge? 

Ein hoher Prozentsatz aller Ausbildungsverhält- 
nisse entfällt auf relativ wenige Ausbildungsberufe. 
So wurden 1965 von den 1 288 254 Lehrlingen aller 
Ausbildungsbereiche 812 563 oder 63,1 v. FI. in nur 


18 von rund 460 Lehrberufen ausgebildet. Dabei 
steht der Beruf des Einzelhandelskaufmanns an 
erster Stelle, gefolgt von den Berufen Industriekauf- 
mann, Kraftfahrzeugmechaniker, Kaufmann im 
Groß- und Außenhandel, Friseur, Elektroinstalla- 
teur, Maschinenschlosser, Maurer, Bankkaufmann 
und Maler (Anlage 10). 

Zu ähnlichen Ergebnissen kommt man, wenn die 
Bereiche Indu::;trie, Handel und Handwerk jeweils 
für sich betrachtet werden. Rund 166 800 oder 68 
V. H. der insgesamt rund 243 000 industriellen Lehr- 
verhäitnisse bestanden Ende 1965 in den 10 Lehr- 
berufen Maschinenschlosser, Werkzeugmacher, 
Starkstromelektriker, Technischer Zeichner, Be- 
triebsschlosser, Dreher, Elektromechaniker, Mecha- 
niker, Bauzeichner und Schriftsetzer (Anlage 11). 
Stärker noch zeigt sich die Tendenz zur Konzentra- 
tion im kaufmännischen Bereich, wo rund 433 100 oder 
92 V. H. aller kaufmännischen und verwandten Lehr- 
verhältnisse auf 10 von insgesamt 33 Lehrberufen 
entfallen (Einzelhandelskaufmann, Industriekauf- 
mann, Kaufmann im Groß- und Außenhandel, Bank- 
kaufmann, Bürokaufmann, Koch, Versicherungs- 
kaufmann, Drogist, Schaufenstergestalter und Spe- 
ditionskaufmann — Anlage 12). 

Im Handwerk vereinigen — nach dem Stand von 
1963 — die zehn Lehrberufe Kraftfahrzeugmecha- 
niker, Friseur, Elektroinstallateur, Maurer, Maler, 
Damenschneider, Tischler, Fleischer, Schlosser und 
Bäcker zwei Drittel des gesamten Ausbildungsvolu- 
mens auf sich (Anlage 13). Aus dieser Konzentration 
der Ausbildungsverhältnisse auf wenige Lehrberufe 
ist jedoch nicht zu folgern, daß die meisten der übri- 
gen Lehrberufe keine Existenzberechtigung mehr be- 
säßen. Vielmehr gibt es eine Reihe von Wirtschafts- 
zweigen und Berufen, die dem Nachwuchsbedarf 
entsprechend nur über wenige Lehrlinge verfügen, 
deren Fachkräfte aber einer breiten beruflichen 
Grundbildung bedürfen und deren Bestand und 
Wettbewerbsfähigkeit entscheidend von dem aus- 
gebildeten Berufsnachwuchs abhängen. Die wirt- 
schaftliche und soziale Sicherung der Ausgebildeten 
ist dabei durchweg gewährleistet (z. B. Klavierbauer, 
Geigenbauer, Chirurgiemechaniker, Galvanoplasti- 
ker usw.) Andererseits werden die Arbeiten zur 
Aufhebung technisch und wirtschaftlich überholter 
oder zu spezialisierter Ausbildungsberufe mit Nach- 
druck fortgesetzt werden. 

Bei der Beurteilung der Anlernberufe ist zu be- 
achten, daß ihnen, an der Gesamtzahl der Ausbil- 
dungsverhältnisse gemessen, nur geringe Bedeutung 
zukommt. Ende 1965 bestanden 43 684 Anlernver- 
hältnisse, davon rund 40 300 für Mädchen, mit 
einem Anteil von 3,3 v. H. an der Gesamtzahl aller 
Ausbildungsverhältnisse. Von den 43 684 Anlern- 
lingen wurden 31 443 oder 72 v. H. in nur 4 Anlern- 
berufen ausgebildet: 


Bürogehilfin 

19 162 

Apothekenhelferin 

5 470 

Photolaborantin 

3 728 

Kleidernäherin 

3 083 


Die übrigen 12 241 (28 v. H.) Anlernlinge wurden 
in den restlichen rund 90 Anlernberufen auf ihren 
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künftigen Beruf vorbereitet. Rund 36 100 Anlern- 
linge werden in industriellen und kaufmännischen 
Berufen, rund 2100 im Handwerk ausgebildet. Die 
Zahl von rund 550 Ausbildungsberufen in allen 
Bereichen mag noch hoch erscheinen. Es ist jedoch 
zu berücksichtigen, daß eine wesentlich höhere Zahl 
von Erwachsenentätigkeiten besteht: Schätzungen 
von Sachverständigen schwanken zwischen 8000 und 
28 000, die offizielle Klassifizierung der Berufe zählt 
etwa 20 000 Berufsbenennungen. 


10. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
Lehrzeitdauer für die verschiedenen Ausbil- 
dungsberufe stärker differenziert werden muß? 

Zur Zeit ist die Lehrzeitdauer für das Handwerk 
in der Handwerksordnung gesetzlich geregelt. Nach 
§ 34 der Handwerksordnung soll die Lehrzeit in der 
Regel drei Jahre dauern; sie darf vier Jahre nicht 
überschreiten. In diesem Rahmen ist der Bundes- 
minister für Wirtschaft ermächtigt, durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Dauer 
der Lehrzeit für einzelne Handwerke festzusetzen. 
Gegenwärtig gilt die Verordnung über die Fest- 
setzung der Lehrzeitdauer im Handwerk vom 
23. November 1962. Danach dauert die Lehrzeit für 
33 Handwerksberufe 3V2 Jahre, für alle übrigen 3 
Jahre. Für verwandte Handwerke, die nach § 7 
Abs. 1 Handwerksordnung durch Rechtsverord- 
nung des Bundesministers für Wirtschaft bestimmt 
werden können, sieht § 34 Abs. 2 Handwerks- 
ordnung eine verkürzte Gesamtlehrzeit vor, die der 
Bundesminister für Wirtschaft durch Rechtsverord- 
nung festsetzt. Die im Handwerk bestehende Mög- 
lichkeit, die Lehrzeitdauer im Einzelfall abzukürzen, 
ist in der Antwort auf Frage 3 behandelt worden. 
Die Handwerksordnung sieht auch eine Verlänge- 
rung der Lehrzeit vor. Wenn der Lehrling die Ge- 
sellenprüfung nicht besteht, so ist die Lehrzeit auf 
Antrag des Lehrlings durch die Handwerkskammer 
bis zur Wiederholungsprüfung längstens um ein 
Jahr zu verlängern. Auch hierdurch wird die Lehr- 
zeitdauer bereits differenziert. 

Im Bereich von Industrie und Handel besteht keine 
gesetzliche Grundlage für die Festlegung der Lehr- 
zeitdauer. Hier wird die Lehrzeitdauer vom Bun- 
desminister für Wirtschaft im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
im Rahmen der staatlich anerkannten Berufsbilder 
festgelegt. Rechtliche Wirksamkeit erhalten die 
Festlegungen bei der augenblicklichen Rechtslage da- 
durch, daß die Berufsbilder Bestandteil des einzelnen 
Lehrvertrages sind und daß der Lehrvertrag nur in 
die Lehrlingsrolle der Industrie- und Handelskam- 
mern eingetragen wird, wenn er in einem an- 
erkannten Ausbildungsberuf abgeschlossen worden 
ist. Die Möglichkeiten der Abkürzung und der Ver- 
längerung der Lehrzeit sind in der Antwort auf 
Frage 3 behandelt worden. Zu der Frage, ob die 
Lehrzeitdauer für die verschiedenen Ausbildungs- 
berufe stärker differenziert werden muß, sind die 
Meinungen nicht einheitlich. 

Eine Übersicht über die Ausbildungsdauer geben 
die Anlagen 14 und 15. 


Im Handwerk herrscht die Auffassung vor, daß 
die Lehrzeit nicht ausschließlich unter dem Gesichts- 
punkt von Umfang und Schwierigkeitsgrad der Fer- 
tigkeits- und Kenntnisvermittlung gesehen werden 
kann. Das Lehrverhältnis wird vielmehr als ein Be- 
rufserziehungsverhältnis angesehen, in dessen Ver- 
lauf der Jugendliche körperlich, geistig und seelisch 
reifen soll. Dazu ist nach Auffassung des Handwerks 
eine mehrjährige Dauer notwendig, die nicht will- 
kürlich abgekürzt werden kann. Die Zunahme theo- 
retischer Anforderungen auch in der handwerklichen 
Meisterlehre, die Zusammenlegung verschiedener 
Berufe, das zu steigernde kaufmännische Wissen, 
die Verlängerung der Berufsschulzeit und die Aus- 
wirkungen des Jugendarbeitsschutzes werden in 
erster Linie als Begründung für eine Verlängerung 
der Lehrzeit angeführt. Die mögliche Verkürzung 
auf Grund eines höheren Lebensalters des Lehrlings 
wird anerkannt. 

Im Bereich der industriellen Berufsausbildung 
wird das Hauptziel der Lehre stärker in der eigent- 
lichen Ausbildung gesehen; die Dauer der Lehrzeit 
wird deshalb in erster Linie aus dem notwendigen 
Zeitaufwand für die Vermittlung der berufsnotwen- 
digen Fertigkeiten und Kenntnisse hergeleitet. Auch 
hier werden Gesichtspunkte der Bildung und Er- 
ziehung zunehmend hervorgehoben. Der Hauptge- 
sichtspunkt ist dabei der Erwerb solcher Eigen- 
schaften, die in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der späteren Berufstätigkeit stehen, wie technisches 
Verständnis, Sorgfalt, Zielstrebigkeit, Verantwor- 
tungsbewußtsein usw. 

Die Lehre muß nach Auffassung der Industrie zu 
einem gewissen Bestand an beruflichen Erfahrungen 
auf der Grundlage in der Ausbildung zu vermitteln- 
der Kenntnisse und Fertigkeiten führen. Schon jetzt 
seien die Lehrzeiten entsprechend den verschiedenen 
Anforderungen nach Umfang und Nieveau differen- 
ziert. Wegen der gestiegenen Leistungsansprüche 
und des Rückgangs der betrieblichen Ausbildungs- 
zeit (Berufsschule, Jugendarbeitsschutz) könne eine 
differenzierendere Verkürzung kaum in Betracht 
kommen. Einer Rationalisierung und Intensivierung 
der Ausbildung seien durch den Reifeprozeß des Ju- 
gendlichen in der betrieblichen Ausbildung Gren- 
zen gesetzt. 

Im kaufmännischen Bereich wird über die vorge- 
nannten Aspekte hinaus, zumindest für die Funktion 
des Verkäufers im Einzelhandel, eine Verkürzung 
der Lehrzeit von 3 auf 2 Jahre gefordert. Zur Zeit 
führt die Arbeitsstelle für Betriebliche Berufsaus- 
bildung im Auftrag des Bundesministers für Wirt- 
schaft eine Funktionsuntersuchung für den Bereich 
des Einzelhandels durch, die objektive Grundlagen 
für eine sachgerechte Entscheidung über die Neu- 
ordnung der Berufsausbildung im Einzelhandel er- 
bringen soll. 

Die Gewerkschaften sehen im Zusammenhang 
mit der Verbesserung der Berufsausbildung die 
Notwendigkeit, die Lehrzeitdauer zu differenzieren, 
und zwar unter stärkerer Einbeziehung überbetrieb- 
licher und öffentlicher Institutionen. Zur Klärung der 
Grundlagen fordern sie berufs- und arbeitswissen- 
schaftliche Untersuchungen. 
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Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß bei 
der Festlegung einer bestimmten Lehrzeitdauer nicht 
allein die für die Vermittlung der berufszugehörigen 
Fertigkeiten und Kenntnisse notwendige Zeit maß- 
gebend sein kann. Die berufliche Bildung in Be- 
trieb und Berufsschule muß auch als ein Bildungs- 
prozeß gewertet werden, in dessen Verlauf der Ju- 
gendliche geistig, körperlich und seelisch reifen soll. 
Die objektive Bemessung der Lehrzeitdauer muß 
unter Berücksichtigung des Reifungsprozesses so 
erfolgen, daß der für den jeweiligen Beruf durch- 
schnittlich begabte Jugendliche die Möglichkeit hat, 
das Ausbildungsziel zu erreichen. Die Grundlagen 
der Bemessung der Lehrzeitdauer allgemein und 
für einzelne Berufe müssen durch Berufsbildungs- 
forschung objektiv geklärt werden. Erst dann wird 
sich zeigen, ob und in welchem Umfange eine weiter- 
gehende Differenzierung im Sinne einer Verkürzung 
oder Verlängerung der Ausbildungszeit möglich und 
erforderlich ist. Die Bundesregierung ist allerdings 
der Auffassung, daß durch wissenschaftliche Untersu- 
chungen wahrscheinlich nicht alle Faktoren, die bei 
der Bestimmung der Ausbildungszeit eine Rolle 
spielen oder spielen können, meßbar sind und nor- 
mativ festgelegt werden können. 

Bei der Stufenausbildung stellt sich die Frage, ob 
im Rahmen der Gesamtausbildungszeit in Überein- 
stimmung mit der unterschiedlichen Begabungshöhe 
der Jugendlichen eine vorzeitige Beendigung der 
Berufsausbildung ermöglicht werden kann. Die Frage 
kann auch für die eine unterschiedliche Ausbil- 
dungszeit erfordernden verschiedenen Qualifika- 
tionsstufen der im Zuge der technischen und wirt- 
schaftlichen Entwicklung künftig benötigten Fach- 
kräfte von besonderer Bedeutung sein. Insgesamt 
kann unterstellt werden, daß mit den zunehmenden 
Bemühungen um eine möglichst breite berufliche 
Grundausbildung und damit um eine der techni- 
schen und wirtschaftlichen Entwicklung angemes- 
sene berufliche Mobilität die Frage der Differenzie- 
rung der Lehrzeitdauer in dem Maße an Bedeutung 
verlieren wird, in dem es gelingt, für möglichst viele 
Berufe nach Breite und Tiefe der Ausbildung an- 
nähernd gleiche Voraussetzungen zu schaffen. 

Zur Frage der Lehrzeitdauer ist im übrigen zu 
bemerken, daß im Gegensatz zu verlängerten Lehr- 
zeiten in anderen Bildungsbereichen — z. B. Volks- 
schule, Gymnasium, Ingenieurschule und Hoch- 
schule — die formale Dauer der Ausbildungszeiten 
in den Lehrberufen seit Jahrzehnten unverändert 
geblieben, die tatsächliche Dauer nicht unbeträcht- 
lich verkürzt worden ist. Die für das Handwerk ge- 
setzlich vorgesehene Höchstdauer der Lehrzeit von 
vier Jahren (§ 34 Abs. 1 Handwerksordnung) ist in 
keinem Fall ausgeschöpft worden; eine dreiein- 
halbjährige Lehrzeit gilt nur für 33 der 125 hand- 
werklichen Lehrberufe. 

Bei einem internationalen Vergleich fällt auf, daß 
der Schwerpunkt der Ausbildungsdauer auch in an- 
deren Ländern, sowohl der Zahl der Berufe als auch 
der Zahl der Jugendlichen nach bei drei- und mehr- 
jähriger Ausbildungsdauer liegt (siehe Anlagen 16 
und 17). 


11, Wie sollen nach Auffassung der Bundesregierung 
die Aufgaben der Berufsbildungsforschung wahr- 
genommen werden? 

Unter Berufsbildungsforschung kann sowohl die 
von Hochschulinstituten betriebene wissenschaft- 
liche Forschung wirtschafts-, sozial- und berufspäda- 
gogischer Art als auch eine unmittelbar auf die 
Ordnung und die Durchführung der Berufsbildung 
in Betrieb und Schule gerichtete Forschung ver- 
standen werden. Auf allen genannten Gebieten ist 
eine Forschung notwendig und heute bereits fest- 
stellbar, wenn auch noch in unbefriedigendem Aus- 
maß. Wie notwendig eine verstärkte Berufsbil- 
dungsforschung ist, ergibt sich schon aus den vor- 
stehenden Antworten, bei denen viele Probleme als 
ungelöst bezeichnet werden mußten. Für die Maß- 
nahmen und Überlegungen auf dem Gebiet der 
Berufsbildung bedarf es einer erweiterten und ver- 
besserten Berufs- und Berufsbildungsforschung ins- 
besondere auf den folgenden Gebieten: 

1. Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

Hierzu soll das bei der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitlosenversicherung 
(BAVAV) im Aufbau befindliche Institut für Ar- 
beitsmarkt- und Berufsforschung bessere Vorausset- 
zungen schaffen. Nach den Vorstellungen der BAVAV 
soll das Institut für die Erledigung der innerhalb 
ihres Aufgabenbereiches liegenden Maßnahmen Da- 
ten und Informationen gewinnen: 

— über Tatbestände, die für zukünftige Arbeits- 
marktmaßnahmen z. B. für die Berufsfortbildung, 
Umschulung, berufliche Rehabilitation und An- 
passungsbeihilfen für freigesetzte oder von Frei- 
setzung bedrohte Arbeitskräfte wichtig sind; 

— für die Aufklärung, Beratung und Vermittlung 
durch Berufsberatung und Arbeitsvermittlung so- 
wie die individuelle Förderung von Jugendlichen 
und Erwachsenen zur Eingliederung in das Ar- 
beits- und Berufsleben und die Förderung ent- 
sprechender Institutionen; 

— für die allgemeine Unterrichtung der Öffentlich- 
keit, vor allem der Arbeitnehmer, Arbeitgeber 
und der Schulabgänger. 

Zur Erreichung dieser Ziele beabsichtigt die 
BAVAV: 

a) Die Sammlung und Auswertung von Untersu- 
chungen und Statistiken über Zahl und Entwick- 
lung der Erwerbsbevölkerung, über die Produk- 
tion und Arbeitsproduktivität sowie das künftige 
Arbeitskräftepotential. 

b) Eine laufende Beobachtung der technischen Neue- 
rungen sowie der Auswirkungen dieser Neuerun- 
gen auf die Arbeitnehmer. 

c) Systematische Untersuchungen von Wirtschafts- 
zweigen und -branchen über den Grad der Tech- 
nisierung in der Wirtschaft und die dadurch be- 
dingten Veränderungen in den Berufsanforde- 
rungen an die Arbeitnehmer. 

d) Prognosen über die künftige Entwicklung der 
einzelnen Wirtschaftsbereiche und Berufe auf 
der Grundlage der getroffenen Feststellungen. 
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Die zur Lösung dieser Aufgaben notwendigen or- 
ganisatorischen, personellen und sachlichen Maß- 
nahmen werden z. Z. getroffen. 

2. Berufsbildungsforschung 

Gegenüber der auf den Aufgabenbereich der Bun- 
desanstalt zugeschnittenen Forschung, die das Ge- 
biet der beruflichen Bildung nicht — jedenfalls nicht 
zentral — • umfaßt und erfaßt, bedarf es, wie sich als 
immer dringlicher abzeichnet, der Erforschung von 
Voraussetzungen, Grundlagen, Inhalt und Durch- 
führung der Berufsbildung unter Einbeziehung aller 
ihrer Formen wie Ausbildung, Fortbildung und 
Umschulung. 

Forschungseinrichtungen für diesen Bereich müs- 
sen, wenn sie erfolgreich sein sollen, weitgehend 
interdisziplinär arbeiten, d. h. es müssen die wirt- 
schaftlichen, technischen, gesellschaftlichen, soziolo- 
gischen, pädagogischen und bildungsökonomischen 
Aspekte berücksichtigt und behandelt werden. 

Hier stellt sich eine Vielzahl von Problemen, von 
denen die folgenden von besonderer Bedeutung 
sind: 

— Untersuchung der Didaktik, Methodik und Or- 
ganisation der vorberuflichen Schulen wie der 
Hauptschule, der Realschule und des Gymna- 
siums im Hinblick auf die nachfolgende beruf- 
liche Bildung; 

— Möglichkeiten der Gewährleistung einer breiten 
beruflichen Grundbildung zur Erhöhung der be- 
ruflichen Mobilität der Ausgebildeten z. B. durch 
die Aufhebung stark spezialisierter Ausbildungs- 
berufe, die Zusammenfassung von Ausbildungs- 
berufen mit verwandten Ausbildungsinhalten zu 
Grundberufen und die Einführung neuer Ausbil- 
dungsformen wie z. B. der im Versuchsstadium 
befindlichen Stufenausbildung; 

— Anpassung der Ordnungsmittel für die beruf- 
liche Ausbildung in Betrieb und Schule (Lehr- 
berufsbild, Berufsbildungsplan, Stoffplan der 
Berufsschule, Prüfungsanforderungen) an die 
technische und wirtschaftliche Entwicklung; 

— Abgrenzung, Koordinierung und Integration der 
Aufgaben zwischen den Bildungsträgern im be- 
trieblichen, schulischen und überbetrieblichen 
Bereich; 

— Ausbildungsmethoden wie Einzelunterweisung, 
Gruppenunterweisung, programmierte Unterwei- 
sung sowie didaktische Hilfsmittel wie Film und 
Tonbild, Demonstrations- und sonstige Hilfsmit- 
tel; 

— Zuordnung des Ausbildungsstoffes zur Lehr- 
lingsausbildung und zur beruflichen Fortbildung, 
um die Lehrzeit zugunsten der Ausbildungs- 
intensität und -breite weitgehend von Spezial- 
wissen zu entlasten; 

— Probleme der Organisation des beruflichen Bil- 
dungswesens auf Bundes-, Landes- und Bezirks- 
ebene. 


Nach neueren Feststellungen befassen sich zur 
Zeit allein 109 Stellen mit diesen Fragen. 30 Stel- 
len betreiben eigene arbeits- und berufswissen- 
, schaftliche Forschung, mehr als 50 vergeben For- 
schungsaufträge. 

Die Bundesregierung würdigt die Anstrenungen 
, und Erfolge, die u. a. von deutschen Hochschulen, 
von Einrichtungen der Schulverwaltung der Länder 
j sowie von Institutionen, die sich im Auftrag der 
Spitzenorganisationen der Wirtschaft und der Ge- 
werkschaften mit diesen Fragen befassen, unternom- 
men und erzielt worden sind. Für den engeren 
Bereich der beruflichen Ausbildung und zum Teil 
auch der beruflichen Fortbildung in der gewerb- 
lichen Wirtschaft haben sich die Arbeitsstelle für 
Betriebliche Berufsausbildung unter der Trägerschaft 
des Deutschen Industrie- und Handelstages, des 
Bundesverbandes der Deutschen Industrie und der 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver- 
bände für den Bereich von Industrie, Handel und 
Verkehr sowie das Institut für Berufserziehung im 
Handwerk an der Universität zu Köln in Zusammen- 
arbeit mit dem Heinz-Piest-Insitut für Handwerks- 
I technik an der Technischen Hochschule Hannover 
für den Bereich des Handwerks, was die Ordnung 
der Ausbildungsberufe und die Vorbereitung der 
materiellen Ausbildungsnormen betrifft, besondere 
Verdienste erworben. 

Die Bundesregierung begrüßt die Errichtung des 
i Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung bei 
i der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
i beitslosenversicherung, das sicher auch den mit 
; Berufsbildungsforschung befaßten Einrichtungen An- 
regungen geben wird. Die am Anfang genannten 
Forschungsbereiche und die Fülle der zu unter- 
1 suchenden Probleme lassen aber erkennen, daß Aus- 
! maß, Richtung, Zusammenarbeit und Praxisnähe der 
j Berufsbildungsforschung noch nicht befriedigen. Für 
eine Intensivierung der Forschung, zur Vermeidung 
von Doppelarbeiten und unzumutbaren Belastungen 
der zu untersuchenden Betriebe und Ausbildungs- 
einrichtungen, zur Auswertung und Nutzung von 
Forschungsergebnissen für verschiedene Zielsetzun- 
gen ist zumindest die Abstimmung von Forschungs- 
vorhaben sowie ein ständiger Austausch von Infor- 
mationen und Erfahrungen dringend erforderlich. Die 
Bundesregierung ist daran außerordentlich inter- 
essiert, weil sie auf eine möglichst wirksame Be- 
rufsbildungsforschung angewiesen ist, wenn die im 
Zuge der gesetzlichen Neuregelung der Berufsaus- 
bildung zu erwartenden zusätzlichen Ordnungsvor- 
schriften tatsächlich zu einer Besserung des beruf- 
lichen Bildungswesens beitragen sollen. 

Die von verschiedenen Seiten zur Berufsbildungs- 
forschung bekanntgewordenen Vorstellungen müs- 
sen in ihren sachlichen, organisatorischen, finan- 
ziellen und rechtlichen Auswirkungen gründlich ge- 
prüft werden. Die Bundesregierung ist der Auffas- 
sung, daß sachdienliche Lösungen — ■ auch im Sinne 
einer intensiven Zusammenarbeit der Wissenschaft 
mit der Wirtschaft und der Verwaltung — möglichst 
bald gefunden werden sollten. 
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Anlage 1 


Beriifsfachschulen 1964 

Schüler noch Beruf (Fachrichtung) 


Bundesgebiet 

Schüler 

insgesamt | weiblich 


Berufe des Pflanzenbaues und der Tierwirtschaft 
insgesamt 

davon 

Landwirtschaftliche Berufe, Forst- und Fischerei- 
berufe 

Ländliche Hauswirtschaft 

Industrielle und handwerkliche Berufe insgesamt . . . 
davon 

Stein-, Glas- und Keramikberufc 

Bauberufe (einschließlich Baunebonberufe) 

Metallbcrufc ohne Metallfeinbearbeiter 

Metallfeinbauer (auch Uhrmacher) und Metallober- 

flächenveredler, sonstige Metallbauor 

Elektriker (auch Elektromaschinen- und Elektro- 

apparatebauer) 

Chemiefachwerker (ohne Chemiker und Chemo- 
techniker) 

Holzverarbeitungsberufe und zugehörige Berufe 

Kleinmusikinstrumentenbauer 

Lichtbildner, Drucker und verwandte Berufe (auch 

technische Zeichner) 

Textilhorsteller und -verarbeiter (ohne Textilnäher 

und Handschuhmacher) 

Textilnäher und Handschuhmacher 

Lederhersteller, Leder- und Fellverarbeiter 

Buchbinder 

Technische Berufe insgesamt 

davon 

Chemielaboranten 

Chemotechniker (einschließlich chemotechnische 

Assistentinnen) 

Hochbau- und Eieizungstechniker 

Sonstige technische Berufe 

Handels-, Verwaltungs- und Gaststättenberufe ins- 
gesamt 

davon 

Kaufmännische Berufe (Handelsberufe) 

Schüler der Wirtschaftsoberschulen 

Verwaltungs- und allgemeine Büroberufe 

Verkehrsberufe 

Gaststättenberuie 

Dolmetscher, Übersetzer 


1 621 

1 511 

110 


1 511 

1 511 

8 466 

1 339 

128 

61 

487 

51 

4 542 

18 

409 

151 

1 059 

10 

10 

— 

345 

52 

36 

8 

790 

394 

123 

99 

505 

495 

12 

— 

20 

— 

608 

193 

33 

21 

142 

97 

36 

5 

397 

70 


105 900 

58 379 

95 074 

53 115 

4 754 

1 388 

4 876 

3 052 

93 

5 

273 

80 

830 

739 
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noch Anlage 1 



Bundesgebiet 

Schüler 

insgesamt 1 weiblidi 

Haushaltungs-, Kinderpflege- und Körperpflegebe- 
rufe insgesamt 

34 701 

34 694 

davon 

Hauswirtschafts- und Haushaltungsberufe 

27 307 

27 307 

Frauenfadischülerinnen 

1 603 

1 603 

Kinderpfleger (innen) 

5 654 

5 650 

Berufe des Gesundheitsdienstes und der Körper- 
pflege 

137 

134 

Künstlerische Berufe insgesamt 

1 402 

1 143 

davon 

Bildende Künstler und Kunstgewerbler (auch 
Dekorationsmaler) 

395 

290 

Gymnastiklehrer(dnnen) 

249 

248 

Darstellende Künstler (Schauspiel-, Tanz- und 
Gymnastikberufe) 

584 

533 

Musiker 

174 

72 

Sonstige Fachrichtungen insgesamt 

1 054 

293 

davon 

Sonderklassen für Spätheimkehrer 

21 

16 

Berufsfindungsjahre und Anlernklassen 

530 

102 

Grundlehrgang zur Förderung der Berufsreife .... 

90 

— 

Blindentechnische Grundausbildung (Rehabilita- 
tion) 

8 


Pädagogische Berufe 

96 

96 

Sonstige Berufe 

309 

79 

insgesamt . . . 

153 752 

97 552 


Quelle: Statistisdies Bundesamt, noch nicht veröffentlichtes Manuskript 
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Anlage 2 


öffentliche und private Berufsfachschulen 1964 *) 


Schulen 

Klassen 

Schüler 

Bundes- Sdileswig 
gebiet Holstein 


Bremen 

Nord- 

rhein- 

vVestfalcn 

Rhein- 
Hessen land- 

Pfalz 

Baden- 

Württem- 

berg 

Bayern 

Saarland 

Berlin 

(West) 



a) Schulen, Klassen und Schüler nach Ländern 





Berufsfach- 












schulen .... 

1 864 

64 

68 

252 

12 

456 

99 130 

514 

196 

40 

33 

darunter 












Privatschulen 

560 

11 

34 

44 

5 

87 

25 61 

133 

143 

6 

11 

Klassen 

6 288 

142 

389 

726 

81 

1 429 

443 329 

1 581 

861 

112 

195 

Berufsfach- 












Schüler 












männlich .... 

56 200 

918 

2 185 

5 578 

682 

13 130 

4 200 3 566 

12 812 

11 186 

1 020 

923 

weiblich .... 

97 552 

2 041 

4 625 

9 265 

1 205 

22 104 

7 879 5 894 

24 101 

15 234 

2 123 

3 081 

insgesamt 

153 752 

2 959 

6 810 

14 843 

1 887 

35 234 

12 079 9 460 

36 913 

26 420 

3 143 

4 004 

darunter in 












Privat- 












schulen 

39 730 

407 

1 611 

3 109 

465 

4 147 

2 880 3 530 

6 131 

16 008 

400 

1 042 



b) 

Schulen und Schüler nach Fachrichtungen, Lehrer 






Landwirtschaftliche, 

industrielle, handwerkliche, technische Berufe 



Schulen 

242 

— 

17 

64 

— 

50 

10 4 

72 

18 

— 

7 

Schüler 

12 205 

— 

973 

1 769 

— 

3 153 

738 338 

3 112 

1 004 

— 

1 118 

darunter 












weiblich .... 

3 752 

— 

446 

1 316 

— 

349 

178 31 

632 

164 

— 

636 




Handels- und Gaststätten-Berufe 2) 





Schulen 

836 

41 

25 

99 

8 

191 

58 80 

223 

81 

21 

9 

Schüler 

106 580 

2 244 

4 032 

10612 

1 665 

22 335 

8 868 7 389 

24 663 

20 803 

2 138 

1 831 

darunter 












weiblich .... 

59 186 

1 329 

2 493 

5 551 

983 

12010 

5 368 4 130 

14 332 

10 457 

1 118 

1 415 


Haushaltungs 

-, Kinderpflege-, Körperpflege- 

und andere Frauenberufe 



Schulen 

761 

23 

12 

87 

4 

210 

31 46 

217 

97 

19 

15 

Schüler 

33 840 

715 

1 474 

2 326 

222 

9 360 

2 473 1 733 

8 889 

4 613 

1 005 

1 030 

darunter 












weiblich .... 

33 693 

712 

1 474 

2 326 

222 

9 360 

2 333 1 733 

8 889 

4613 

1 005 

1 026 





Künstlerische Berufe 





Schulen 

25 

— 

14 

2 

— 

5 

— — 

2 

— 

— 

2 

Schüler 

1 127 

• — 

331 

136 

— 

386 

■ — — 

249 

— 

— 

25 

darunter 












weiblich .... 

921 

— 

212 

72 

— 

385 

— — 

248 

— 

— 

4 




Hauptamtliche und hauptberufliche Lehrer 





Insgesamt .... 

7 699 

147 

309 

837 

65 

1 678 

578 387 

1 954 

1 172 

167 

405 

darunter 












weiblich .... 

4 175 

76 

162 

429 

19 

1 010 

313 206 

943 

655 

110 

252 



Nebenamtliche und nebenberufliche Lehrer 





Insgesamt .... 

5 229 

109 

142 

531 

2 

1 008 

322 632 

1 174 

1 112 

112 

85 

darunter 












weiblich .... 

2 078 

33 

64 

178 

— 

450 

133 206 

492 

449 

24 

49 


*) Stand: Herbst 1964; Nordrhein- Westfalen: 15. Mai 1964; Rheinland-Pfalz: 15. Juni 1964. 

’) ländliche Hauswirtschaftsschulen, gewerbliche Berufsfachschulen, Chemieschulen 

Handelsschulen, Kaufmännische Berufsfachschulen, Sprachenschulen und die Wirtschaftsoberschulen in den Ländern 
Hamburg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg 

Quelle: Statistisches Jahrbuch 1966, Seite 97 
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Anlage 3 


Liste der anerkannten Lehrwerkstätten, deren Besuch auf die Lehrzeit 

anzurechnen ist 

(§ 35 Abs. 3 Satz 2 Handwerksverordnung) 


Bezeichnung der Lehrwerkstätte 


Handwerk, für das die 
Privilegierung erfolgt ist 


Privilegierungserlaß 


I keine 


I. Baden-Württemberg 


11. Bayern 


1 


Lehrwerkstätten des Jugendheims 
Salesianum, 

München 11, St, Wolfgangsplatz 10 


a) Buchbinder 

b) Tischler 

c) Herrenschneider 

d) Schuhmacher 
c) Bäcker 


2 


Lehrwerkstätten der Berufsfach- 
schule des Bezirkes Oberbayern für 
Gehör- und Sprachgeschädigte, 
München 15, Haydnstraße 12 


a) Herrenschneider 

b) Tischler 

c) Schuhmacher 

d) Schlosser 

e) Buchbinder 

f) Feinmechaniker 


3 


Lehrwerkstätten des Marianums 
für Arbeiterinnen e. V., 
München 9, Humboldtstr. 2 


a) Wäscheschneider 

b) Damenschneider 

c) Sticker 


4 


Lehrwerkstätten 
der Redemptoristen 
Gras am Inn 


5 


Lehrwerkstätten der LVA 

Oberbayern 

Gauting 


a) Tischler 

b) Schlosser 

c) Elektroinstallateure 

d) Maurer 

e) Maler und Lackierer 

f) Buchbinder 

g) Herrenschneider 

h) Schuhmacher 

i) Fleischer 

j) Bäcker 

a) Schlosser 

b) Maschinenbauer 

c) Werkzeugmacher 

d) Dreher 

e) Mechaniker 

f) Feinmechaniker 

g) Tischler 

h) Herrenschneider 

i) Damenschneider 


Entschließung des 
Bayerischen Staatsministe- 
riums für Wirtschaft und 
Verkehr vom 28. Juni 1966 

— Nr. 6409 — H c — 29029 

— Amtsblatt S. 131 


6 


Lehrwerkstatt in Stockdorf 
Missionsdienst für Christus in der 
Evang.-Luth. Kirche e. V., 
Stockdorf 


a) Wäscher und Plätter 


7 Lehrwerkstatt des Kreszentia- 
heimes 
Altötting 


a) Damenschneider 


18 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1422 


noch Anlage 3 



Handwerk, für das die 
Privilegierung erfolgt ist 



10 


11 


12 


13 


14 


16 


17 


18 


Lehrwerkstatt der Umschulungs-| 
Werkstätten des VDK Straubing 
eGmbH, 

Straubing, Landshuter Straße 111| 

Lehrwerkstätten des Klosters 
St. Josef 

Neumarkt (Oberpf) 

Lehrwerkstätten des Mädchen- 
Erziehungsheims 
„Kloster vom Guten Hirten", 
Ettmannsdorf über Schwandorf 

Lehrwerkstätten der 
T aubstummenanstalt 
Bayreuth (Berufsfachschule für 
gehör- und sprachgeschädigte 
Jugendliche) 

Lehrwerkstätten der Jugendheim-] 
Stätte der Inneren Mission in 
Faßoldshof, Lkr. Lichtenfels 


Lehrwerkstatt der Berufsfachschulej 
im Mädchenheim „Ruth" in Neuen- 
niarkt des Diakonieverbandes 
Hensolthöhe GmbH, 

Neuenmarkt, Lkr. Kulmbach 

Lehrwerkstätten im Wichernhaus 
Altdorf der Rummelsberger An- 
stalten der Inneren Mission (e. V.) 
Rummelsberg, Post Rummelsberg 
über Feucht 


15 Lehrwerkstatt des St. Josefsheims 
Würzburg, Friedrichstraße 28 


Lehrwerkstatt des St. Josef- 
Klosters 

Michelbach (Unterfr) 

Lehrwerkstätten des Maria- 

Theresiaheims 

Schweinfurt 

Lehrwerkstätten der Privaten 
Mittelschule mit Lehrwerkstätten 
Evangelische Heimschule 
Schloß Reutti e. V., 

Reutti über Neu-Ulm 


a) Mechaniker 


a) Wäscheschneider 

b) Damenschneider 


a) Wäscher und Plätter 

b) Friseure 


a) Damenschneider 

b) Wäscheschneider 

c) Schuhmacher 


a) Tischler 

b) Schuhmacher 

c) Herrenschneider 

d) Schlosser 

e) Bäcker 

f) Maler und Lackierer 
a) Damenschneider 


a) Damenschneider 

b) Wäscheschneider 

c) Orthopädische 
Schuhmacher 

d) Buchbinder 

e) Orthopädiemechaniker 

f) Bandagisten 

a) Wäscher und Plätter 


a) Damenschneider 


a) Damenschneider 

b) Sticker 


a) Tischler 

b) Maschinenbauer 


Entschließung des 
Bayerischen Staatsministe- 
riums für Wirtschaft und 
Verkehr vom 28. Juni 1966 

— Nr. 6409 — H c — 29029 

— Amtsblatt S. 131 
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Bezeichnung der Lehrwerkstätte 

Handwerk, für das die 
Privilegierung erfolgt ist 

Privilegierungserlaß 



III. Berlin 


1 

Berufsamt Berlin beim Senator für 
Arbeit und Sozialwesen 

a) Maurer 

b) Zimmerer 

c) Beton- und 
Stahlbetonbauer 

d) Glasinstrumentenmacher 

e) Schlosser 

f) Maschinenbauer 

g) Werkzeugmacher 

h) Dreher 

i) Galvaniseure und 
Metallschleifer 

j) Elektromaschinenbauer 

k) Elektromechaniker 

l) Elektroinstallateure 

m) Tischler 

n) Buchbinder 

Erlaß vom 10. Oktober 1949 

2 

Jugendhof von Groß-Berlin 

a) Tischler 

b) Schlosser 

c) Elektroinstallateure 

Erlaß vom 17. Januar 1950 
— III A 1 — 510000 

3 

Lette-Verein 

Berlin W 30 

Wäscheschneider 

Erlaß vom 21. Oktober 1952 
— Arb III A — 510004 

4 

Verein für Technische Ausbildung, 
Berlin-Mariendorf 

metallverarbeitende 

Lehrberufe 

Erlaß vom 25. Juli 1951 
— Arb III A — 510007 

5 

Selbsthilfewerk Reinickendorf, 
Berlin-Tegel 

Damenschneider 

Arb III A — 510011 

6 

Berufsfachschule für das Bau- 
gewerbe, 

Berlin-Spandau 

a) Zimmerer 

b) Maurer 

c) Beton- und 
Stahlbetonbauer 

d) Klempner 

e) Elektroinstallateure 

f) Schlosser 

g) Tischler 

Erlaß vom 23. Juni 1952 

Arb III 510012 

7 

Barbara-Uttmann-Schule 

Berlin-Wilmersdorf 

a) Wäscheschneider 

b) Sticker 

Erlaß vom 27. Oktober 1952 
Arb III A — 510013 

Erlaß vom 22. Oktober 1952 
Arb III A — 510014 

8 

Viktoria-Fachschule 

Berlin W 35 

Damenschneider 

Erlaß vom 20. Mai 1953 

Arb III C 510015 

9 

Immanuel-Krankenhaus 

Berlin-Wannsee 

a) Wäscheschneider 

b) Sticker 

Erlaß vom 1. März 1954 

Arb III C 510019 

10 

Katholisches Lehrlings- 
und Studentenheim (Don Bosco) 
Berlin-Wannsee 

a) Schlosser 

b) Tischler 

c) Schuhmacher 

Erlaß vom 8. April 1954 

Arb III C 510020 
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Bezeichnung der Lehrwerkstätte 

Handwerk, für das die 
Privilegierung erfolgt ist 

Privilegierungserlaß 

11 

Knaben- und Lehrlingsheim 
„Gründes Haus" 
Berlin-Reinickendorf 

a) Schlosser 

b) Tischler 

c) Schuhmacher 

Erlaß vom 14. Dezember 1955 
Arb 111 C 510023 

12 

Jugendgefängnis Plötzensee 
Berlin-Charlottenburg 

a) Schlosser 

b) Tischler 

Erlaß vom 15. Oktober 1957 

Arb III C 510025 

13 

Lette-Verein 

Berlin W 30 

Damenschneider 

Erlaß vom 20. Dezember 1957 
Arb III C 510026 



IV. Bremen 



Vereinigte Anstalten der Inneren 
Mission „Friedehorst" 
Bremen-Lesum 

a) Maler und Lackierer 

b) Elektroinstallateure 

c) Tischler 

d) Korbmacher 

e) Herrenschneider 

f) Damenschneider 

g) Wäscheschneider 

h) Schuhmacher 

i) Raumausstatter 

j) Wäscher und Plätter 

Vfg. vom 8. Januar 1957 
— 702-42 20/2 



V. Hamburg 


1 

Berufsfachschule der Innung für 
Radio- und Fernsehtechnik, 
Hamburg 36, 

Neue Raben-Straße 27 

Radio- und 

Fernsehtechniker 

Schreiben der Behörde 
für Wirtschaft und Verkehr 
vom 27. April 1957 

2 

Staatliche Uhrmacherschule 
Hamburg, 

Hamburg- Altona 

Uhrmacher 

Preußischer Minister für Han- 
del und Gewerbe, Berlin 
vom 1. Oktober 1919 
gern. § 129 Abs. 5 GewO 

3 

Meisterschule für Mode der Freien 
und Hansestadt Hamburg, 

Hamburg 24, Armgart-Straße 24 

Damenschneider 

Schreiben der Gewerbe- 
kammer vom 14. April 1921 
— V. 5381 — und V 4241 ~ 
an die Gewerbeschule für 
Mädchen 

4 

Frauenfachschule der Freien und 
Hansestadt Hamburg — Abteilung 
Bekleidungsgewerbe, 
Hamburg-Altona, Bleicken-Allee 5 

Damenschneider 

bzw. an die Staatlichen 

Schulen für Frauenberufe 


VI. Hessen 

I keine 


VII. Niedersachsen 

I keine 
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Bezeichnung der Lehrwerkstätte 


Handwerk, für das die 
Privilegierung erfolgt ist 


I 

Privilegierungserlaß 1 


VIII. Nordrhein-Westfalen 


Staatliche Handels- und Gewerbe- 
schule 

Rheydt 

Damenschneider 

Städtische Bildungsanstalt 
für gewerbliche Frauenberufe 
Wuppertal-Barmen 

Damenschneider 

Städtische Bildungsanstalt 
für Frauenberufe 

Dortmund-Marten 

Damenschneider 

Städtische Mädchenberufs- 
und Fachschule 

Bielefeld 

Damenschneider 

Lehrwerkstätte für das Damen- 
schneiderhandwerk an der 
Bildungsanstalt für Frauenberufe 
der Stadt 

Aachen 

Damenschneider 

Modeklasse I (Berufsfachschule 
an der Textilingenieurschule in 
Krefeld) 

Damenschneider 

Gewerbliche Berufsfachschule 
in Aachen 

y 

a) Fachklasse für Metallgewerbe 

a) Schmiede 

b) Schlosser 

c) Maschinenbauer 

d) Mechaniker 

e) Kraftfahrzeugmechaniker 

b) Fachklasse für Baugewerbe 

a) Zimmerer 

b) Maurer 

c) Bestonstein- und 
Terrazzohersteller 

c) Fachklasse für Holzgewerbe 

Tischler 

Gewerbliche Berufsfachschule 

Bonn 

a) Fachklasse für Metallgewerbe 

a) Schlosser 

b) Maschinenbauer 

c) Mechaniker 

d) Kraftfahrzeugmechaniker 

b) Fachklasse für Baugewerbe 

a) Tischler 

b) Zimmerer 

Gewerbliche Berufsfachschule 
Krefeld 

a) Fachklasse für Metallgewerbe 

a) Schmiede 

b) Schlosser 

c) Maschinenbauer 

d) Mechaniker 


SGV. NW. 7124 
vom 1. April 1957 
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Bezeichnung der Lehrwerkstätte 

Handwerk, für das die 
Privilegierung erfolgt ist 

Privilegierungserlaß 


b) Fachklasse für Elektrogewerbe 

Elektroinstallateure 



c) Fachklasse für Maurerhand- 

Maurer 



werk 




d) Fachklasse für Holzgewerbe 

Tischler 



e) Sonderklasse für das Kraftfahr- 

Kraftfahrzeugmechaniker 



Zeugmechanikerhandwerk 


SGV. NW. 7124 

9 

Berufsfachschule der Staatlichen 
Glasfachschule 

Rheinbach 


vom 1. April 1957 


Lehrgänge Hohlglas- und Flach- 

a) Glasschleifer 



glasveredelung 

und Glasätzer 




b) Glas- und Porzellan- 




maler 




IX. Rheinland-Pfalz 


1 

Schneiderinnen-Berufsschule bei 

Damenschneider 

Wi. 5686/50-V 766 


der Frauenarbeitsschule 
des Klosters St. Magdalena 

Speyer 


vom 30. Juni 1950 

2 

Schneiderinnen-Berufsschule 
des Elisabethen-Vereins 
Zweibrücken-Ixheim 

Damenschneider 

Wi. 7113/50-V 1006 

3 

Lehrwerkstatt für das Damen- 

Damenschneider 

Wi. B 1/2-2312/60 


Schneiderhandwerk des Evange- 
lischen Kinder- und Jugendheims 
Oberbieber 

Oberbieber bei Neuwied/Rhein 


vom 15. Oktober 1960 

4 

Lehrwerkstatt für das Schuh- 

Schuhmacher 

Wi. B 1/2-2312/60 


macherhandwerk des Evange- 
lischen Kinder- und Jugendheims 
Oberbieber 

Oberbieber bei Neuwied/Rhein 


vom 15. Oktober 1960 

5 

Lehrwerkstatt für das Schreiner- 

Tischler 

Wi. B 1/2-2311/60 


handwerk des DRK-Elisabeth- 
Krankenhauses 

Birkenfeld/N. 


vom 18. November 1960 


X. Schleswig-Holstein 



keine 

XI. Saarland 



keine 




Quelle : Zusammenstellung des Bundesministeriums für Wirtschaft 
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Liste der Anstalten, Lehrwerkstätten oder Prüfungsbehörden, 
deren Prüfungszeugnisse den Gesellenprüfungszeugnissen gleichgestellt sind 


(§ 44 Abs. 1 Handwerksordnung) 



Bezeichnung der Antstalt, 
Lehrwerkstätte oder Prüfungsbehörde 

Handwerk, für das die 
Privilegierung erfolgt ist 

Privilegierungserlaß 


I. 

Baden-Württemberg 


1 

Staatliche Werkkunstschule 
Schwäbisch-Gmünd 

a) Goldschmiede 

b) Silberschmiede 

c) Graveure 

d) Ziseleure 

Bekanntmachung 
vom 9. September 1954 

Amtbl. des WM S. 89 



Galvaniseure und 
Metallschleifer 

Bekanntmachung 
vom 15. Februar 1955 

Amtbl. des WM S. 21 



Glasschleifer und 

Glasätzer 

Bekanntmachung 
vom 5. August 1955 

Amtbl, des WM S. 72 

2 

Staatliche Feintechnikschulo 
Schwenningen (3. ordentlicher Jah- 
reskurs des 3-jährigen Ausbil- 
dungslehrgangs) 

a) Feinmechaniker 

b) Elektromechaniker 

c) Uhrmacher 

Bekanntmachung 
vom 24. Januar 1955 

Amtbl. des WM S. 13 

3 

Berufsfachschule für Uhrmacherei, 
Feinmechanik und Elektrotechnik 
an der Staatlichen Ingenieurschule 
Furtwangen 

a) Feinmechaniker 

b) Elektromechaniker 

c) Uhrmacher 

Bekanntmachung 
vom 24. Januar 1955 

Amtbl. des WM S. 13 

4 

Deutsche Bundespost — 
Prüfungsausschüsse bei den 
Oberpostdirektionen 

Freiburg, 

Karlsruhe, 

Stuttgart, 

Tübingen 

a) Elektromechaniker 

b) Fernmeldemechaniker 

Bekanntmachung 
vom 11. Juni 1957 

Amtbl. des WM S. 53 

5 

Deutsche Bundesbahn 
(Bundesbahndirektion Karlsruhe 
und Stuttgart) 

verschiedene Prüfungsausschüsse 
für Lehrabschlußprüfungen 

a) Schlosser 

b) Dreher 

c) Kraftfahrzeugmechaniker 

d) Kraftfahrzeugelektriker 

e) Elektroinstallateure 

f) Elektromaschinenbauer 

g) Tischler 

Bekanntmachung 
vom 20. Dezember 1957 

Amtbl. des WM 1958 S. 1 

6 

Staatliche Blindenschule 
Hilvesheim Kreis Mannheim 

a) Bürsten- und 
Pinselmacher 

b) Korbmacher 

c) Stricker 

Bekanntmachung 
vom 16. Juni 1959 

Amtbl. des WM S. 51 



II. Bayern 


1 

Vorkurs der Staatlichen Fachschule 
für Keramik 

Landshut 

Keramiker 

BayBSVWV S. 71 
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Lehrwerkstätte oder Prufungsbehörde] 


Handwerk, für das die 
Privilegierung erfolgt ist 


Privilegierungserlaß 


10 


11 


12 


13 


14 


15 


16 


Holzschnitzsdiule 

Bischofsheim 

Fachschule für Holzschnitzerei 
Berchtesgaden 

Fachschule für Holzschnitzerei 
Partenkirchen 

Staatliche Berufsschule für 

Holzschnitzerei 

Oberammergau 

Staatliche Berufsfachschule 
für Geigenbau 
Mittenwald 

Staatliche Fachschule 
für Korbmacherei 
Lichtenfels 

Berufsfachschule für Maschinenbau 
Ansbach 

Staatliche Berufsfachschule 
für Maschinenbau 
Landshut 

Fachschule für Maschinenbau 
Augsburg 

Berufsfachschule für Maschinenbau] 
Würzburg 

Unterstufe der bayerischen Staats- 
lehranstalt für Photographie 
München 

Staatliche Fachschule für 
Glasindustrie und Holzschnitzerei 
Zwiesel 

Staatliche Stickereischule 
Naila 

Staatliche Stickereischule 
Enchenreuth (Ofr.) 

Staatliche Fachschule 
für Glas und Schmuck 
Kaufbeuren-Neugablonz 


Holzbildhauer 


a) Holzbildhauer 

b) Tischler 

a) Holzbildhauer 

b) Tischler 

Holzbildhauer 


Geigenbauer 


Korbmacher 


a) Maschinenbauer 

b) Mechaniker 

a) Maschinenbauer 

b) Mechaniker 


a) Maschinenbauer 

b) Mechaniker 

a) Maschinenbauer 

b) Mechaniker 

Fotografen 


a) Glasschleifer 
und Glasätzer 

b) Glasinstrumentenmacher 

Sticker 


Sticker 


a) Graveure 

b) Gürtler und 
Metalldrücker 

c) Goldschmiede 
Silberschmiede 

d) Glas- und Porzellanmaler] 


>BayBSVWV S. 71 


WVMBl. 1964 S. 23 
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21 
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Bezeichnung der Anstalt, 
Lehrwerkstätte oder Prüfungsbehürde 


Handwerk, für das die 
Privilegierung erfolgt ist 


Privilegierungserlaß 


Prüfungsausschüsse der Deutschen Elektromechaniker 
Bundespost gemäß Prüfungsord- Fernmeldemechaniker 
nung für die Fernmeldehandwer- 
kerprüfung Nr. 84 (Amtsblatt des 
Bundesministeriums für das Post- 
und Fernmeldewesen 1965 S. 151) 
in den Lehrwerkstätten 
München 
Augsburg 
Nürnberg 
Landshut 


BayBSVWV S. 72 


Berufsfachschule für 
Musikinstrumentenbau (Holz) 
Bubenreuth Krs. Erlangen 


a) Geigenbauer 

b) Zupfinstrumentenmacher 


WVMBl. 1960 S. 179 


Fachschule der Landeshauptstadt 
München für Holzbildhauer 
München 


Holzbildhauer 


WVMBl. 1965 S. 57 


Prüfungsausschüsse der Deutschen 
Bundesbahn bei Bundesbahn- 
ausbesserungswerken 
Ingolstadt 
München-Freimann 
München-Neuaubing 
Nürnberg 
Weiden/Opf. 


Schlosser 

Dreher 

Elektroinstallateure 

Elektromaschinenbauer 

Elektromechaniker 

Fernmeldemechaniker 

Kraftfahrzeugmechaniker 

Tischler 


WVMBl. 1965 S. 151 


Prüfungsausschuß der Deutschen Elektromechaniker 
Bundesbahn bei der Fernmeldemechaniker 

Fernmeldewerkstätte 
München- Aubing 


WVMBl. 1965 S. 151 


Prüfungsausschuß der Deutschen 
Bundesbahn für Kraftfahrzeug- 
mechanikerlehrlinge bei der 
Bundesbahndirektion 
Regensburg 


Landespostdirektion Berlin 
— Prüfungsausschuß für die 
Fernmeldehandwerkerprüfung 


Deutsche Bundesbahn 
— Prüfungsausschuß für 
Lehrabschlußprüfungen — 


Kraftfahrzeugmechaniker 


III. Berlin 

Fernmeldemechaniker 


IV. Bremen 

a) Schlosser 

b) Dreher 

c) Kraftfahrzeugmechaniker 

d) Kraftfahrzeugelektriker 

e) Elektroinstallateure 

f) Elektromaschinenbauer 

g) Tischler 


WVMBl. 1965 S. 151 


Bekanntmachung 
vom 8. Juli 1966 
Arb.Soz. III B — 4130 . 


VO vom 1. Juli 1956 — 

Ges. Bl. vom 20. Juli 1956 S. 95 
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Lehrwerkstätte oder Prüfungsbehörde 

Handwerk, für das die 
Privilegierung erfolgt ist 

Privilegierungserlaß 



V. Hamburg 


1 

Deutsche Bundespost (Prüfungs- 
ausschuß der Deutschen Bundes- 
post bei der Oberpostdirektion 
Hamburg) 

Elektromechaniker 

Fernmeldemechaniker 

Bekanntgabe der Behörde für 
Wirtschaft und Verkehr der 
Freien und Hansestadt Ham- 
burg im Amtl. Anzeiger (Teil II 
des Hamburgischen Gesetz- 
und Verordnungsblattes) Nr. 
163 vom 18. Juli 1957 

2 

Deutsche Bundesbahn 

Vom Präsidenten der Bundesbahn- 
direktion bestellte Gesellen- 
prüfungsausschüsse beim Bundes- 
bahnausbesserungswerk Hamburg- 
Harburg und den Bundesbahn- 
Maschinenämtern Hamburg und 
Hamburg- Altona 

Schlosser 

Dreher 

Kraftfahrzeugmechaniker 

Kraftfahrzeugelektriker 

Elektroinstallateure 

Elektromaschinenbauer 

Tischler 

Bekanntgabe der Behörde für 
Wirtschaft und Verkehr der 
Freien und Hansestadt Ham- 
burg im Amtl. Anzeiger (Teil II 
des Hamburgischen Gesetz- 
und Verordnungsblattes) Nr. 
19 vom 25. Januar 1956 



VI. Hessen 


1 

Staatliche Glasfachschule 

Hademar 

a) Glasschleifer 
und Glasätzer 

b) Glas- und Porzellanmaler 

Erlaß vom 9. Dezember 1963 
— M — W II f — 1751 — 
Staatsanzeiger Hessen 1953 

S. 1187 

2 

Staatliche Zeichenakademie 
(Fachschule für Edelmetallgewerbe) 
Hanau 

Goldschmiede 

Silberschmiede 

Graveure 

Ziseleure 

Erlaß vom 31. Juli 1922 

3 j 

Staatliche Textilfachschule 
Lauterbach/H. j 

Weber 

1 

Erlaß vom 30. September 1908 

4 

Deutsche Bundesbahn 
— Prüfungsausschüsse für 
Lehrabschlußprüfungen — 

a) Schlosser 

b) Dreher 

c) Kraftfahrzeugmechaniker 

d) Kraftfahrzeugelektriker 

e) Elektroinstallateure 

f) Elektromaschinenbauer 

g) Tischler 

Erlaß vom 3. September 1957 
Staatsanzeiger Nr. 40 vom 

5. Oktober 1957 S. 984 

5 

1 Deutsche Bundespost 
— Prüfungsausschüsse für die 
Fernmeldehandwerkerprüfung — 

Elektromechaniker 

Fernmeldemechaniker 

Erlaß vom 3. September 1957 
— Staatsanzeiger Nr. 40 vom 
5. Oktober 1957 S. 985 



VII. Niedersadisen 


1 

Deutsche Bundesbahn 
— Prüfungsausschüsse für 
Lehrabschlußprüfungen — 

1 

: a) Schlosser 
i b) Dreher 

c) Kraftfahrzeugmechaniker 

d) Kraftfahrzeugelektriker 

e) Elektroinstallateure 

f) Elektromaschinenbauer 

g) Tischler 

Bekanntmachung 
vom 14. Februar 1957 
— I/2b — 50.42 — 

NdsMBl. Nr. 10/1957 S. 126 

2 

Deutsche Bundespost 
— Prüfungsausschüsse für Fern- 
meldehandwerkerprüfungen — 

Fernmeldemechaniker 

Bez. de Nds. M/Wi vom 

13. Juli 1966 — 1/2 b — 50.42 
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Handwerk, für das die 
Privilegierung erfolgt ist 

Privilegierungserlaß 


VIII. Nordrhein-Westfalen 


1 

Deutsche Bundesbahn 
— Prüfungsausschüsse für 
Lehrabschlußprüfungen — 

a) Maler und Lackierer 

b) Schmiede 

c) Schlosser 

d) Dreher 

e) Kraftfahrzeugmechaniker 

f) Kraftfahrzeugelektriker 

g) Elektroinstallateure 

h) Elektromaschinenbauer 

i) Elektromechaniker 

j) Tischler 

k) Raumausstatter 

VO vom 14. April 1955 GV 
NW 1955 S. 80 

2 

Staatliche Berufsfachschule 
für Metallindustrie 

Iserlohn 

a) Werkzeugmacher 

b) Graveure 

c) Ziseleure 

d) Galvaniseure und 
Metallschleifer 

e) Gürtler und 

Metalldrücker 

VO vom 23, Dezember 1955 

GV NW 1956 S. 75 

3 

Deutsche Bundespost 
— Prüfungsausschüsse für die 
Fernmeldehandwerker- 
prüfungen — 

Elektromechaniker 

Fernmeldemechaniker 

VO vom 26. Oktober 1956 

GV NW 1956 S. 307 

4 

Berufsfachschule bei der 
Berufsgrundschule Hibernia 
Wanne-Eickel 

Schlosser 

Maschinenbauer 

Dreher 

Mechaniker 

Elektroinstallateure 

Tischler 

VO vom 15. November 1962 

GV NW S. 580, geändert durch 
VO vom 18. Februar 1964 GV 
NW S. 46 



IX. Rheinland-Pfalz 


1 

Deutsche Bundesbahn 
— Prüfungsausschuß für 
Lehrabschlußprüfungen — 

a) Schlosser 

b) Dreher 

c) Kraftfahrzeugmechaniker 

d) Kraftfahrzeugelektriker 

e) Elektroinstallateure 

f) Elektromaschinenbauer 

Landesverordnung vom 

18. Juli 1962 GVBl. 1962, 

Nr. 25 S. 130 

2 

Deutsche Bundespost 
— Prüfungsausschüsse für die 
Fernmeldehandwerkerprüfung — 

Elektromechaniker 

Fernmeldemechaniker 

Landesverordnung vom 

18. Juli 1962 — GVBl. 1962, 

Nr. 25 S. 130 


X. Sdileswig-Holstein 


1 

Deutsche Bundesbahn 
— Prüfungsausschüsse für 
Lehrabschlußprüfungen — 

a) Schlosser 

b) Dreher 

c) Kraftfahrzeugmechaniker 

d) Kraftfahrzeugelektriker 

e) Elektroinstallateure 

f) Elektromaschinenbauer 

g) Tischler 

VO vom 19. Oktober 1955 
GVOBl. Schleswig-Holstein 
1955, Nr. 24 S. 165 
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2 

Deutsche Bundespost 
— Prüfungsaussdiüsse für die 
Fernmeldehandwerker- 
prüfungen — 

Elektromechaniker 

Fernmeldemechaniker 

VO vom 4. April 1957 — - 
GVOBl. Schleswig-Holstein 

1957 Nr. 12 S. 67 



XL Saarland 


1 

Deutsche Bundesbahn 
— Prüfungsabschlüsse für 
Lehrabschlußprüfungen — 
Bundesbahndirektion Saarbrücken 

Schlosser 

Elektroinstallateure 

Bekannmachung des 
saarländischen Ministeriums 
für Wirtschaft, Verkehr und 
Landwirtschaft vom 21. Mai 
1962 Amtsblatt S. 373 

2 

Deutsche Bundespost 
— Prüfungsausschüsse für die 
Fernmeldemechanikerprüfungen — 
Oberpostdirektion 

Saarbrücken 

Fernmeldemechaniker 

Erlaß vom 5. Mai 1966; Amts- 
blatt des Saarlandes 1966 

S. 397 


Quelle; Zusammenstellung des Bundesministeriums für Wirtschaft 








Drucksache V/1422 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 5 


Entwicklung der Lehrwerkstätten 
von 1952 bis 1963 

I. Nach Größenordnung und Anzahl 


Größenordnung der 
Lehrwerkstätten nach 
Ausbildungsplätzen 

1963 

1958 

1952 


Zuwachs 


Anzahl 

o/o 

Anzahl 

o/o 

Anzahl 

o/o 

1952 bis 
1958 
o/o 

1 1958 bis 
1963 

o/„ 

1952 bis 
1963 

o/o 

10 bis 20 

476 

23,0 

662 

40,1 

377 

36,5 

65 

X28 

26 

21 bis 40 

787 

38,0 

539 

32,5 

339 

32,7 

59 

46 

132 

41 bis 60 

348 

16,8 

216 

13,0 

134 

12,9 

61 

61 

126 

61 bis 100 

265 

12,8 

143 

8,6 

111 

10,8 

29 

85 

139 

101 bis 150 

98 

4,8 

57 

3,3 

34 

3,3 

68 

72 

188 

151 bis 250 

62 

3,0 

27 

1,6 

27 

2,6 

— 

130 

130 

251 bis 450 

25 

1,2 

11 

0,7 

12 

1,2 

l 0 

129 

108 

451 bis 600 

4 

0,2 

3 

0,2 

— 

— 

1 ® 

33 

~ 

über 600 

4 

0,2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


2 069 

100,0 

1 658 

100,0 

1 034 

100,0 





II. Nach Größenordnung und Anzahl der Ausbildungsplätze 


Größenordnung der 
Lehrwerkstätten nach 
Ausbildungsplätzen 

ca. Anzahl der Ausbildungsplätze 

Zuwachs an Plätzen 

1952 

1 1958 1 

1963 

1952 bis 1958 

1958 bis 1963 

1952 bis 1963 

10 bis 20 

5 450 

9 800 

7 500 

4 350 

X2 300 

2 050 

21 bis 40 

9 800 

16 100 

22 950 

6 300 

6 850 

13 150 

41 bis 60 

6 600 

10 800 

17 300 

4 200 

6 500 

10 700 

61 bis 100 

8 200 

10 800 

20 750 

2 600 

9 950 

12 550 

101 bis 150 

4 100 

7 100 

11 100 

3 000 

4 000 

7 000 

151 bis 250 

5 200 

5 400 

13 000 

200 

7 600 

7 800 

251 bis 450 

4 000 

3 800 

7 900 

X200 

4 100 

3 900 

451 bis 600 

— 

1 550 

2 100 

— 

550 

2 100 

über 600 


— 

2 650 

— 

2 650 

2 650 


43 350 

65 350 

105 250 

20 450 

39 900 

60 350 


Quelle; Die industriellen Lehrwerkstätten, hrsg. von der Arbeitsstelle für Betriebliche Berufsausbildung, Bonn o. J. 
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Drucksache V/1422 


Anlage ü 


Verteilung der Lehrwerkstätten nach Länder 


j 

Länder 

Lelir werkst dt ton 
insgesamt 

Neue 

Lohr wo 1 ks tat ton 
nach 1 958 

Ausbildungsplätze 

1 Anzalil 

1 . _ 

Aus- 

bilder- 

anzahl 

Ausbil- 
dungs- 
plätze 
je Aus- 
bilder 
im 

Mittol 

Gomoin- 

sdiafts- 

lohr- 

■woik- 

stätlen 

Anzahl 

der 

Werk- 

berufs- 

sdiulon 

j Anzahl 

Bundes- 

anteil 

‘Vo 

Landes- 
Anzdh! anteil 
Vo 

Biintlos- 

anteil 

«,0 

Work- 

bank- 

plätzo 

Maschi- 

iienpldtze 

insgesamt 

Baden- Württemberg 

490 

23,7 

91 

18,5 

31,2 

16 156 

7 453 

23 609 

1 774 

13,3 

2 

8 

Bayern 

302 

14,5 

30 

9,9 

10,1 

11 198 

5 252 

16 450 

1 245 

13,3 

— 

11 

1 

Berlin 

58 

2,8 

3 

5,2 

1,0 

3 025 

1 412 

4 437 

372 

12,0 

— 

6 

Bremen 

32 

1,5 

6 

12,5 

2,1 

1 067 

358 

1 425 

119 

11,9 

— • 

■ — 

Hamburg 

81 

4,0 

17 

35,4 

5,8 

2 816 

909 

3 725 

351 

10,6 

— 

1 

Hessen 

228 

11,9 

44 

19,1 

14,7 

7 829 

3 470 

11 299 

1 004 

11,1 

1 

8 

Niedersachsen .... 

168 

8,0 

26 

17,4 

8,7 

6 136 

2 282 

8 418 

746 

11,2 

— 

1 

Nordrhein- 













Westfalen 

557 

26,3 

57 

9,4 

19,1 

19 327 

8 381 

27 708 

2 668 

10,4 

11 

13 

Rheinland-Pfalz . . . 

82 

4,0 

17 

23,1 

5,7 

3 127 

1 104 

4 231 

396 

10,7 

8 

— 

Saarland 

27 

1,3 

5 

18,5 

1,6 

1 113 

422 

1 535 

143 

10,7 

— - 

3 

Schleswig-Holstein . 

44 

2,2 

3 

6,8 

1,0 

1 634 

758 

2 392 

214 

11,1 

2 

1 

Bundesgebiet und 



1 

1 





1 

i 





West-Berlin 

2 069 

100,0 

299 

14,4 

100,0 

73 428 

31 801 105 229 

9 050 

11,6 

24 

52 


Quelle: Die industriellen Lehrwerkstätten, hrsg. von der Arbeitsstelle lür Betriebliche Berufsausbildung, Bonn o. J. 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 7 


Verteilung der Lehrwerkstätten nach Wirtschaftsgruppen 


Wirtschaftsgruppen 

Lehrwerkstätten 

Lehr- und 
Anlernlinge 

Anzahl 

Lehrlinge 

und 

Anlern- 
linge in 
Lehr- 
werk- 
stätten 
(im 

Mittel) 

Beleg- 

schaft 

der 

Firmen 

mit 

Lehr- 

werk- 

stätten 

Anteil 

der 

Lehr- 

und 

Anlern- 
linge 
an der 
Beleg- 
schaft 
®/o 

Anzahl 

Bundes- 

anteil 

«/o 

Anzahl 

Bundes- 

anteil 

o/o 

Eisen und Metall 

1 724 

83,33 

103 304 

87,09 

60 

2 332 426 

4,4 

Steine und Erden 

22 

1,06 

525 

0,44 

24 

14 620 

3,6 

Bau *) 

2 

0,10 

63 

0,05 

31 

— 

— 

Holz 

13 

0,63 

134 

0,11 

10 

11 026 

1,2 

Chemie 

94 

4,54 

6 701 

5,65 

71 

318 937 

2,1 

Glas 

3 

0,14 

96 

0,08 

32 

5 827 

Iß 

Keramik 

6 

0,29 

226 

0,19 

38 

19 087 

1,2 

Papier und Druck 

14 

0,68 

518 

0,43 

36 

17 775 

2,9 

Leder 

7 

0,34 

520 

0,44 

74 

29 809 

1,8 

Textil 

31 

1,50 

808 

0,68 

26 

41 561 

1,9 

Bekleidung 

92 

4,44 

2 758 

2,31 

29 

39 002 

7,0 

Nahrungs- und Genußmittel .... 

2 

0,10 

32 

0,03 

16 

3 156 

1,0 

Sonstige 

59 

2,85 

2 555 

2,50 

50 

131 831 

2,2 

insgesamt . . . 

2 069 

100,0 

118 640 

i 

100,0 

57 

2 965 157 

ca. 4,0 


Quelle: Die industriellen Lehrwerkstätten, hrsg. von der Arbeitsstelle für Betriebliche Berufsausbildung, Bonn o. J. 
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Drucksache M 1X422 


Anlage 8 


Lehr- und Anlernberufe nach Berufsgruppen 


Berufsgruppe 

Lehr- und Anlernberufe 

1963 

1958 

Anzahl 

ö/o 

Anzahl 

ö/o 

in 

Lehr- 

werk- 

stätten 

ins- 

gesamt 

in 

Lehr- 

werk- 

stätten 

ins- 

gesamt 

Eisen und Metall 

91 

146 

62 

104 

158 

66 

Steine und Erden 

3 

10 

30 

3 

15 

20 

Bau 

6 

12 

50 

5 

17 

29 

Holz 

7 

24 

29 

9 

30 

30 

Chemie 

9 

10 

90 

7 

10 

70 

Glas 

3 

26 

12 

8 

34 

24 

Keramik 

7 

13 

54 

8 

13 

62 

Papier und Druck 

17 

23 

74 

12 

44 

27 

Leder 

6 

7 

86 

6 

8 

75 

Textil 

10 

25 

40 

18 

57 

32 

Bekleidung 

13 

24 

54 

13 

27 

48 

Nahrungs- und Genußmittel 

— 

17 

‘ 

— 

17 

— 


Verteilung der Lehr- und Anlernlinge mit Lehrwerkstättenaushildung 


Berufsgruppen 

1963 

1958 

Anzahl der Lehr- 
und Anlernlinge 

Anteil 
der Lehr- 
und 

Anlern- 
linge mit 
Lehr- 
werk- 
stätten- 
Aus- 
bildunq 
ö/o 

Anzahl der Lehr- 
und Anlernlinge 

Anteil 
der Lehr- 
und 

Anlern- 
linge mit 
Lehr- 
werk- 
stätten- 
Aus- 
bildung 
ö/o 

mit Lehr- 
werk- 
stätten- 
Aus- 
bildung 

ins- 

gesamt 

mit Lehr- 
werk- 
stätten- 
Aus- 
bildung 

ins- 

gesamt 

Eisen und Metall 

112 125 

195 013 

57,5 

114 464 

219 033 

52,2 

Steine und Erden 

4 

315 

1,3 

24 

958 

2,5 

Bau *) 

168 

13 047 

1,3 

176 

12 727 

1,4 

Holz 

426 

1 638 

26,0 

1 005 

4 320 

23,3 

Chemie 

1 614 

9 263 

17,4 

1 757 

8 405 

20,9 

Glas 

34 

524 

6,5 

62 

1 068 

5,8 

Keramik 

24 

391 

6,1 

31 

956 

3,2 

Papier und Druck 

419 

18 396 

2,3 

169 

18 107 

0,9 

Leder 

194 

698 

27,7 

348 

2 558 

13,6 

Textil 

247 

3 325 

7,4 

959 

8 257 

11,6 

Bekleidung 

3 061 

13 731 

22,3 

3 409 

16714 

20,4 

Nahrungs- und Genußmittel 

— 

1 898 

— 

— 

3 352 

— 


*) ohne Berücksichtigung der Ausbildung auf Lehrbauhöfen 

Quelle: Die industriellen Lehrwerkstätten, hrsg. von der Arbeitsstelle für Betriebliche Berufsausbildung, Bonn o. J. 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 9 


Dauer der Ausbildung in Lehrwerkstätten 


j “/ü-Anteil der untersuchten 

Ausbildungsdauer in Monaten ! Ausbildungsverhältnisse 

1952 i 1958 1 1963 


3 

Monate 

1 0/(. 

8 o/o 

9 0/0 

6 bis 9 

Monate 

4ü/o 

1 6 o/o 

24 0/0 

12 

Monate 

30 «/o 

32 o/o 

33 0/0 

18 

Monate 

14 "/o 

12 o/o 

140/0 

24 

Monate 

27 «/o 

140/0 

170/0 

mehr als 24 

Monate 

24 o/o 

18«/o 

90/0 


Quelle; Die industriellen Lehrwerkstätten, hrsg. von der Arbeitsstelle für Betrieb- 
liche Berufsausbildung, Bonn o. J. 


Anlage 10 


Ausbildungsberufe mit den höchsten Lehrlingszahlen 1965 


Ausbildungsberufe 

Lehrlinge 

Einzelhandelskaufmann 

176 168 

Industriekaufmann 

81 920 

Kraftfahrzeugmechaniker 

78 877 

Kaufmann im Groß- und Außenhandel 

72 001 

Friseur 

62 261 

Elektroinstallateur 

47 701 

Maschinenschlosser 

45 745 

Maurer 

32 975 

Bankkaufmann 

30 526 

Maler 

25 386 

Rürokaiifmann 

24 952 

M/prlrzpiigmarher 

24 181 



Starkstromelektriker 

23 620 

Landwirt 

20 127 

Damenschneiderin 

18 995 

Tischler 

16 059 

Technischer Zeichner 

15 692 

Fleischer 

15 377 



insgesamt . . . 

812 563 


Quelle: Zusammenstellung des Bundesministeriunis für Arbeit und Sozialordnung 
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Anlage 11 


Lehrberufe mit den höchsten Lehrlingszahlen in der Industrie 


1 1960 

1964 

1965 

Maschinenschlosser 

46 495 

43 750 

42 650 

Werkzeugmacher 

19 248 

21 414 

21 915 

Starkstromelektriker 

12 791 

20 083 

21 503 

Technischer Zeichner 

13 187 

15 275 

15 692 

Betriebsschlosser 

13 309 

13 152 

13 215 

Dreher 

13 819 

12 353 

11 813 

Elektromechaniker 

6910 

10 731 

11 679 

Mechaniker 

10 829 

11 368 

11 510 

Bauzeichner 

4 395 

9 046 

9 990 

Schriftsetzer 

6 995 

7 101 

6 853 


147 978 

164 328 

166 820 


Quelle: Berufsausbildung 1965, hrsg. vom Deutschen Industrie- und Handelstag 


Anlage 12 


Kaufmännische Lehrberufe mit den höchsten Lehrlingszahlen 


I960 

1964 

j 1965 

Einzelhandelskaufmann 

208 

751 

177 

636 

176 

168 

Industriekaufmann 

78 

795 

81 

106 

81 

920 

Kaufmann im Groß- und Außenhandel 

80 

698 

74 

207 

72 

001 

Bankkaufmann 

20 

532 

28 

195 

30 

526 

Bürokaufmann 


— 

18 

205 

22 

741 

Koch 

9 

728 

12 

575 

12 

123 

Versicherungskaufmann 

9 

665 

10 

729 

10 

781 

Drogist 

9 

893 

10 

419 

10 

627 

Schaufenstergestalter 

6 

397 

7 

684 

8 

177 

Speditionskaufmann 

7 

817 

8 

018 

8 

050 


432 276 

428 774 

433 114 


Quelle: Berufsausbildung 1965, hrsg. vom Deutschen Industrie- und Handelstag 
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Anlage 13 


Lehrberufe mit den höchsten Lehrlingszahlen im Handwerk 

1960, 1963 und 1965 



1960 

1963 

1965 

Kraftfahrzeugmechaniker 

51 700 

66 500 

78 900 

Friseur (90 ^/o Mädchen) 

49 700 

61 100 

62 300 

Elektroinstallateur 

38 600 

42 300 

47 700 

Maurer 

31 300 

26 800 

33 000 

Maler 

24 800 

22 200 

25 400 

Damenschneider (100'°/'o Mädchen) .... 

17 400 

15 300 

19 000 

Tischler 

17 400 

14 400 

16 100 

Fleischer 

14 400 

13 700 

15 400 

Schlosser 

20 000 

13 400 

12 900 

Bäcker 

14 200 

11 200 

11 900 

Summe 10 Lehrberufe 

279 500 

286 900 

322 600 

Zum Vergleich: 




Gesamtzahl der handwerklichen Aus- 




bildungsverhältnisse aller Art 

446 600 

431 000 

465 931 


Quelle: Zusammenstellung des Bundesministeriums für Wirtschaft 
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Anlage 14 


Lehrlinge und Anlernlinge nach der vorgeschriebenen Ausbildungsdauer 
in der Bundesrepublik Deutschland 

1950 bis 1960 


Jahr 

Lehrlinge und Anlernlinge 

1 Jahr 

IV 2 Jahre 

2 Jahre 

2 V 2 Jahre 

3 Jahre 

3 V 2 Jahre 

4 Jahre 

Aus- 

bildungs- 

dauer 

nicht 

fest- 

stellbar 

zu- 

sammen 

1950 

347 

8 243 

28 303 

9 

804 735 

129 288 

— 

1 

970 926 

1951 

480 

9 648 

35 321 

4 

845 553 

135 350 

— 

— 

1 026 356 

1952 

566 

9 867 

40 345 

1 

931 200 

154 446 

— 

4 

1 136 429 

1953 

658 

11 256 

45 135 

9 

987 449 

168 316 

— 

5 

1 212 828 

1954 

816 

12 281 

49 732 

6 

1 084 509 

181 786 

— 

— 

1 329 130 

1955 

791 

13 392 

50 931 

~ 

1 162 713 

195 737 

2 

— 

1 423 566 

1956 

782 

13 732 

44 942 

— 

1 187 985 

210 681 

18 

— 

1 458 140 

1957 

526 

11 504 

41 426 

— 

1 130 105 

222 768 

16 

— 

1 406 345 

1958 

410 

10 087 

38 222 

— 

1 072 773 

249 559 

16 

— 

1 371 067 

1959 

328 

8 219 

34 479 

2 

1 022 292 

239 856 

7 

1 

1 305 184 

1960 

316 

7 432 

31 986 

— 

954 918 

229 113 

8 

— 

1 223 773 


Quelle: Lempert-Ebel, Lehrzeitdauer, Ausbildungssystem und Aiisbildungserfolg, Freiburg i. B. 19G5 
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Anlage 15 


Lehrlinge und Anlernlinge nach der vorgeschriebenen Ausbildungsdauer 
in der Bundesrepublik Deutschland 1950 bis 1960 


Jahr 

Lehrlinge und Anlernlinge 

1 Jahr 

1 1 Vi Jahre 2 Jahre 

3 Jahre | 3 

V'r Jahre 

zu- 

sammen 




V. H. 



1950 

0,0 

0,8 

2,9 

82,9 

13,3 

100 

1951 

0,0 

0,9 

3,4 

82,4 

13,2 

100 

1952 

0,0 

0,9 

3,6 

81,9 

13,6 

100 

1953 

0,1 

0,9 

3,7 

81,4 

13,9 

100 

1954 

0,1 

0,9 

3,7 

81,6 

13,7 

WO 

1955 

0,1 

0,9 

3,6 

81,7 

13,7 

100 

1956 

0,0 

0,9 

3,1 

81,5 

14,4 

100 

1957 

0,0 

0,8 

2,9 

80,4 

15,8 

WO 

1958 

0,0 

0,7 

2,8 

78,2 

18,2 

WO 

1959 

0,0 

0,6 

2,6 

78,3 

18,4 

WO 

1960 

0,0 

0,6 

2,6 

78,0 

18,7 

WO 




Meßzahlen 



1950 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1951 

138,3 

117,0 

124,8 

105,1 

104,7 

105,7 

1952 

163,1 

119,7 

142,5 

115,7 

119,5 

117,0 

1953 

189,6 

136,6 

159,5 

122,7 

130,2 

124,9 

1954 

235,2 

149,0 

175,7 

134,8 

140,6 

136,9 

1955 

228,0 

162,5 

179,9 

144,5 

151,4 

146,6 

1956 

225,4 

166,6 

158,8 

147,6 

163,0 

150,2 

1957 

151,6 

139,6 

146,4 

140,4 

172,3 

144,8 

1958 

118,2 

122,4 

135,0 

133,4 

193,0 

141,2 

1959 

94,5 

99,7 

121,8 

127,0 

185,5 

134,4 

1960 

91,1 

90,2 

113,0 

118,7 

177,2 

126,0 


Quelle: Lempert-Ebel, Lehrzeitdauer, Ausbildunqssystem und Ausbildunqserfolg, Frei- 
burg i. B. 1965 


38 





Deutscher Bundestag — - 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1422 


Anlage 16 


Lehrlinge nach der vorgeschriebenen Lehrzeitdauer 
in der Bundesrepublik Deutschland, der Schweiz, Frankreich und den USA 1960 

(V. H.) 


Lehrzeitdauer 

Jahre 

Lehrlinge 

Bundesrepublik 
Deutschland a 

Schweiz 

Frankreich 

USA b 

1 

0,0 

0,0 





DA 

— 

0,1 

— 

— 

DA 

0,6 

0,2 

— 

— 

2 

2,6 

10,1 

— 

3,7 

2 V 2 

— 

4,8 

— 

1,6 d 

3 

78,0 

38,6 

0 

0 

0 

n 

12,7 ® 

31/2 

18,7 

10,0 

— 

11, 5^ 

4 

— 

36,0 

— 

26,6 

4 V 2 

— 

0,3 

— 

37,99 

5 

— 

— 

— 

0,6 

5 V 2 

— 

— 

— 

5,5 h 

zusammen' . . . 

100 

100 

100 

100 


einschließlich Anlernlinge 
h 1961 

c centrcs d'apprentissäye (Colleges d'enseignement tedinique) 

2 bis 3 Jahre 
o 2 bis 4 Jahre 
f 3 bis 4 Jahre 
^ 4 bis 5 Jahre 
5 bis 6 Jahre 
‘ Differenz durch Runden 

Quelle: Lempert-Ebel, Lehrzeitdauer, Ausbildungssystem und Ausbildungserfolg, Frei- 
burg i. B. 1965 


39 




Drucksache V/1422 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 17 


Lehrberufe nach der vorgeschriebenen Lehrzeitdauer 
in der Bundesrepublik Deutschland, der Schweiz, Frankreich und den USA 

1960 


Lehrzeitdauer 

Jahre 

Lehrberufe 

Bundesrepublik 
Deutschland a 

Schweiz b 

Frankreich 

USA bc 

1 

5 

1 






1V4 

— 

1 

— 

— 


1 V 2 

17 

4 

— 

— 


2 

99 

20 

— 

14 


2 V 2 

— 

17 

— 

24« 


3 

367 

66 

451 d 

49 


3 V 2 

64 

34 

— 

103 f 


4 

1 

69 

— 

80 9 


4 V 2 

— 

1 

— 

CO 


5 

— 

— 

— 

4 


5 V 2 

— 

— 

— 

19 i 


schwer 






einzuordnen 

— 

9 

— 

1 


zusammen . . . 

553 

222 

451 

342 



a Lehrlinge und Anlernlinge ausbildende anerkannte Ausbildungsberufe 
anerkannte Lehrberufe 
c 1958 

d centres d'apprentissage (Colleges d’enseignement technique) 
e 2 bis 3 Jahre 
f 3 bis 4 Jahre 
3 audi: 3 bis 5 Jahre 
h 4 bis 5 Jahre 
i 5 bis 6 Jahre 

Quelle: Lempert-Ebel, Lehrzeitdauer, Ausbildungssystem und Ausbildungserfolg, Frei- 
burg i. B. 1965 
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